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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


Heike Schrader 
zu ihrer 
Kriminalisierung 


Geplant hatte ich eine Rundreise durch 
Deutschland, um meine neueste Arbeit vor- 
zustellen. Für den Pahl-Rugenstein Verlag 
in Bonn hatte ich das Buch von Savvas 
Xiros „I mera ekeini“ übersetzt. Das wollte 
ich unter seinem deutschen Titel „Guan- 
tanamo auf Griechisch - Zeitgenössische 
Folter im Rechtsstaat“ in verschiedenen 
Städten vorstellen. 

Doch schon bei meiner Landung am 
10.12. auf dem Flughafen in Köln-Bonn 
wurde ich aufgehalten. Beamte des Bun- 
desgrenzschutzes und des Bundeskriminal- 
amtes nahmen mich direkt an der Maschi- 
ne in Empfang: Gegen mich existiere seit 
2001 ein Haftbefehl, der 2005 in einen in- 
ternationalen Haftbefehl umgewandelt 
worden sei. In diesem wird mir vorgewor- 
fen, von Frühjahr 1996 bis Frühjahr 1998 
Mitglied einer im Inland innerhalb der le- 
galen DHKP-C bestehenden terroristischen 
Vereinigung gewesen zu sein. Und wörtlich 
weiter: „Die Beschuldigte war flüchtig und 
wurde seit dem Jahr 2001 mit Haftbefehl 
gesucht.“ 

Tatsächlich war ich in den vergangenen 
Jahren alles andere als flüchtig. So bin ich 
gleich in zwei Ländern ordnungsgemäß ge- 
meldet, mit Wohnsitz in Deutschland beim 
Einwohnermeldeamt und mit Steuernum- 


Savvas Xiros, links im Bild 


mer beim Steueramt in Athen. Seit 2002 mit 
einem Griechen verheiratet und habe ich 
seitdem meinen Lebensmittelpunkt in 
Athen. Seit Jahren bin ich dort beim grie- 
chischen Presseministerium als junge 
Welt-Korrespondentin akkreditiert. Dies ist 
auch den deutschen Behörden bekannt. 
Und natürlich besuchte ich in den vergan- 
genen Jahren wiederholt meine Familie in 
Deutschland sowie die jW-Redaktion. Dar- 
über hinaus trat ich in der BRD mehrfach 
als Referentin in öffentlichen politischen 
Veranstaltungen auf, zuletzt im März die- 
ses Jahres in Berlin. 

Trotzdem musste ich die Nacht von Mon- 
tag auf Dienstag in einer Zelle auf der Po- 
lizeiwache in Bonn verbringen, bevor ich 
am Dienstag (11.12) zum Haftprüfungster- 
min zur Bundesanwaltschaft nach Karlsru- 
he gebracht wurde. Dort konnte meine An- 
wältin erreichen, dass ich unter der Aufla- 
ge, Deutschland nicht zu verlassen, mich 
jeden Freitag auf der Polizeiwache meines 
Heimatortes zu melden und unter Hinterle- 
gung von 5000 Euro Kaution noch am sel- 
ben Tag auf freien Fuß gesetzt wurde. 

Was die Anschuldigungen betrifft, muss 
ich natürlich erst einmal die entsprechen- 
den Akten einsehen, bisher ist mir nur der 
Haftbefehl bekannt. Im Anklagezeitraum 
war ich für das Informationszentrum für 
Freie Völker in Köln tätig, einem Men- 
schenrechtsverein, der sich für Menschen- 
rechte in der Türkei einsetzte. In dem Zu- 
sammenhang hatte ich natürlich auch Ver- 
bindungen zur in der Türkei verbotenen, in 
Deutschland aber bis August 1998 legalen 


Savvas Xiros an 
seine LeserInnen in 
der BRD 


Als Grußwort einige Gedanken an die 
Freundinnen und GenossenInnen in 
Deutschland, anlässlich der Vorstellung des 
Buches „Guantanamo auf griechisch - Zeit- 
genössische Folter im Rechtsstaat". 


Gegenstand des Buches ist ein Thema mit 
politischen, gesellschaftlichen und juristi- 
schen Auswirkungen: „Im Jahre 2002 wur- 
den innerhalb der Grenzen der EU, unter 
dem Einsatz moderner pharmazeutischer 
Methoden, die beim Verhörten zu Persön- 
lichkeitsveränderungen führen - zum see- 
lischen Tod, wie der Mediziner sagt - Ver- 


DHKP-C. Die damals ebenfalls von mir her- 
ausgegebene Zeitung Kurtulus wurde im 
DHKP-C Verbotsverfahren im August 1998 
ebenfalls verboten. 

Politisch unbequeme journalistische Ar- 
beit und linke Menschenrechtsarbeit recht- 
fertigen nicht den Vorwurf des Terrorismus. 
Ich vermute, dass mit meiner Festnahme in 
Deutschland eine Diskussion um Folter in 
der EU verhindert werden sollte. In seinem 
Buch beschreibt Savvas Xiros nämlich de- 
tailliert, wie er nach seiner Verhaftung 2002 
trotz schwerster Verletzungen von den Si- 
cherheitsbehörden des EU-Mitgliedslandes 
Griechenland auf der Intensivstation in ei- 
nem Athener Krankenhaus gefoltert und zu 
Aussagen erpresst wurde. Man muss beilei- 
be kein Anhänger der 17N sein, um das in 
dem Buch geschilderte Agieren von Polizei 
und Geheimdiensten in der Europäischen 
Union als skandalös und Verstoß gegen die 
Antifolterkonvention zu bezeichnen. 

Trotz aller Behinderungsversuche war die 
Lesereise ein voller Erfolg. Vor allem auf 
der Buchvorstellung bei der Linke Buch- 
messe in Nürnberg war der über etwa 100 
Sitzplätze verfügende Saal völlig überfüllt. 
„Guantanamo auf griechisch“ wurde am 
Mittwoch auf Einladung der Linksfraktion 
auch wie geplant im Bundestag vorgestellt. 
Deren innenpolitische Sprecherin Ulla Jel- 
pke kritisierte bei der Gelegenheit das „ab- 
surde Ermittlungsverfahren“ gegen eine 
„couragierte Journalistin“ und den „ge- 
zielten Einschüchterungsversuch“ zu Be- 
ginn einer Vortragsreise über Folter an po- 
litischen Gefangenen. | 


höre unter Folter geführt. In einer zentra- 
len Universitätsklinik eines staatlichen 
Krankenhauses in Athen, deren Intensiv- 
station in eine Folterkammer für einen zwi- 
schen Leben und Tod schwebenden 
Schwerverletzten verwandelt wurde. Unter 
Mitwirkung von Wissenschaftlern aus Me- 
dizin und ausländischen Geheimdiensten, 
unter dem Schutz der Staatsanwaltschaft 
und auf unmittelbare Anweisung aus der 
Politik.“ 

Ist es also eine zufällige Entgleisung oder 
eine notwendige Folge, wenn der Rechts- 
staat genau in dem Moment, in dem er sei- 
ne für sich in Anspruch genommene Über- 
legenheit zeigen und den politischen Geg- 
ner zum Verstummen bringen könnte, sich 
gezwungen sieht, ihn statt dessen außer 
Kraft zu setzen? 

Die selektive Ersetzung des Rechtssy- 
stems durch das Gesetz der Lynchjustiz hat 


die gleichen Auswirkungen, ob sie nun ei- 
nen Schuldigen oder Unschuldigen (im Sin- 
ne des Strafgesetzes) betrifft. Nicht nur, weil 
sie jemanden verurteilt, - und zwar zu ei- 
ner mittelalterlichen Strafe - bevor er noch 
vor Gericht gestellt wurde. Sondern vor al- 
lem, weil die Verletzung der Rechtsstaat- 
lichkeit durch den Staat diesen selbst zum 
Schuldigen macht. Und weil eine solche 
Verletzung der Rechtsstaatlichkeit eben 
nicht nur auf „besondere Fälle“ beschränkt 
werden kann. Denn Willkür lässt sich nicht 
beschränken, kennt keine Kriterien, son- 
dern wird eben gerade willkürlich einge- 
setzt. 

Wenn das Rechtssystem wahlweise legal 
oder illegal angewendet werden kann, dann 
hängt die Auswahl der ersten Alternative 
vom guten Willen des Anwenders ab. Die 
schlimmste Geißel aber entspringt demje- 
nigen, dessen Moralvorstellungen und 
Werte einfach nur durch das Strafgesetz- 
buches bestimmt sind. So jemand kann al- 
les ignorieren, was weit von ihm entfernt 
stattfindet, oder auf eine Weise nutzen, die 
nicht mit Paragraphen und Vorschriften in 
Konflikt kommt. Man erschaudert, wenn 
man nur drüber nachdenkt, was alles im 
Einklang mit dem Gesetz gemacht werden 
kann. 

Das Fehlen eines Sicherheitsmechanis- 
mus zur Verhütung oder Verhinderung von 
Foltervorfällen führt zu ihrer schrittweisen 
Legalisierung. Anfangs durch das schwei- 
gende Tolerieren der Folter selbst und spä- 
ter durch die Verwendung der Folterpro- 
dukte in Urteilen, die in jedem Fall politisch 
gedeckt werden. Dann reicht eine einzige 
Bestätigung eines solchen Urteils durch ei- 
nen Obersten Gerichtshof und die Rechts- 
wissenschaft verfügt über einen Präze- 
denzfall, durch den Folter künftig gesetz- 
lich legitimiert ist. 

Folterungen, wie sie in den geheimen 
oder auch nicht geheimen Gefängnissen 
rund um die Welt vorgenommen werden, 
gelten jetzt schon als akzeptabel im Namen 
einer sowohl unbestimmten als auch 
heuchlerischen Sicherheit. Die Durchset- 
zung eines einheitlichen Netzes an unter- 
einander durch zwischenstaatliche Abkom- 
men verbundenen Terrorgesetzen, die etap- 
penweise Stärkung des Repressionsappara- 
tes und die direkte oder indirekte Legali- 
sierung extremer Repression wird unter der 
heute gültigen globalisierten Ausbeutung 
als unter allen Umständen notwendig prä- 
sentiert. 

Trotz allem ist die Methodik zur Herr- 
schaftssicherung des Wertesystems der 
Neuen Weltordnung nicht unbesiegbar. 
Wenn sie sich zu einem großen Teil auf das 
Schweigen, das Unwissen, die Desorientie- 
rung, die Fehlorientierung, die Erzeugung 
von Defätismus, den Rückzug, die Uninter- 
essiertheit stützen, dann ist alles, was sich 
dagegen richtet eine gute Art von Wider- 
stand. 

Savvas Xiros, 
Gefängnis Korydallos, 9.11.2007 
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Savvas Xiros muss 
raus! 


Die Website http://freesavvasxiros.webs. 
com wurde eingerichtet, um die Forderung 
nach Freilassung des in Griechenland ein- 
sitzenden politischen Gefangenen Savvas 
Xiros zu unterstützen, dessen Haftbedin- 
gungen ein fortwährendes Verbrechen dar- 
stellen. 


Die Geschichte von Savvas Xiros ist nicht 
nur in Griechenland, sondern international 
bekannt. In seinen Händen explodierte im 
Sommer 2002 vorzeitig eine selbst gefer- 
tigte Bombe, gedacht für einen Anschlag 
auf einen leer stehenden Verkaufskiosk ei- 
ner griechischen Schifffahrtsgesellschaft. 
Savvas wurde durch die Explosion schwer 
verletzt und zwischen Leben und Tod 
schwebend auf die Intensivstation eines 
Krankenhauses gebracht. Die dortige ärzt- 
liche Behandlung zur Rettung des Lebens 
des Verletzten wurde vom ersten Augen- 
blick an begleitet durch barbarische Ver- 
höre, mit denen ihm Informationen über die 
„Revolutionäre Organisation 17. Novem- 
ber, 17N“, der Savvas angehörte, abgepres- 
st werden sollten. Seine Erfahrungen auf 
der Intensivstation hat Savvas Xiros in ei- 
nem Buch beschrieben, das im Dezember 
2007 im Pahl-Rugenstein-Verlag unter dem 
Titel „Guantanamo auf griechisch - Zeit- 
genössische Folter im Rechtsstaat“ in deut- 
scher Sprache erschienen ist. 

Die durch die Explosion und die Be- 
handlung der Untersuchungsbehörden er- 
littenen Schäden (eine Behandlung, die er 


als „das Verbrechen des Evangelismos- 
Krankenhauses“ bezeichnet) sind schwer- 
ster Art. Derzu fünfMal lebenslänglich ver- 
urteilte Savvas Xiros sitzt derzeit sein sech- 
stes Jahr zusammen mit anderen im glei- 
chen Prozess gegen mutmaßliche Mitglie- 
der der 17N Verurteilten unter eigens für 
diese politischen Gefangenen geschaffenen 
Isolationsbedingungen ab. Savvas hat drei 
Finger der rechten Hand verloren, ist fast 
blind, fast taub und leidet unter schweren 
Gesundheitsschäden wie Atemproblemen, 
Gleichgewichtsstörungen, Schäden des 
Nervensystems und den Nachwirkungen 
innerer Verletzungen. Das wenige ihm ver- 
bliebene Augenlicht droht im Gefängnis 
unwiederbringlich verloren zu gehen. 

Obwohl diese schweren Gesundheits- 
schäden ärztlich dokumentiert sind, sind al- 
le drei bisher von Savvas gestellten Anträ- 
ge auf Strafaussetzung zur Behandlung in 
einem Krankenhaus von den Behörden ab- 
gelehnt worden. 

Deswegen hat seine Verteidigung diese 
Initiative zur Sammlung von Unterschrif- 
ten gestartet, um das Selbstverständliche zu 
fordern: Die Entlassung von Savvas Xiros 
aus dem Gefängnis. 

Die gesammelten Unterschriften werden 
zur Unterstützung eines entsprechenden 
Antrages verwendet werden. 


Text zur Unterschriftensammlung 


Wir, die Unterschreibenden, fordern, dass 
Savvas Xiros, der seit 2002 mit schweren 
gesundheitlichen Problemen, wie Atembe- 
schwerden, Gleichgewichtsstörungen, feh- 
lenden Fingern an einer Hand, Hörschäden 
und einer schweren Sehbehinderung mit 
drohender vollständiger Erblindung im Ge- 

fängnis von Korydallos unter Sonder- 

haftbedingungen einsitzt, aus dem Ge- 
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Tageszeitung Avriani vom 10. Juli 2002 (Fo- 
to): Riesiger journalistischer Erfolg. Alter 
(griechischer privater Fernsehsender) foto- 


grafierte Xiros! 


Natur der Straftaten für die er eine Stra- 
fe absitzt, noch das besondere Gewicht, 
das dem „Fall 17N“ zugemessen wird, als 
Vorwand und noch viel weniger als Be- 
gründung herhalten können, um einen 
Menschen in derartiger Situation, mit 
nachgewiesenen schweren Gesundheit- 
sproblemen und drohenden unwiderruf- 
lichen Gesundheitsschäden im Gefängnis 
zu halten. 

Drei Anträge aufHaftverschonung wur- 
den bisher abgelehnt. 

Wir fordern, dass Savvas Xiros, unab- 
hängig von jeder Interessenslage, die da- 
gegen spricht, unverzüglich aus dem Ge- 
fängnis entlassen wird, damit der Rest an 
Augenlicht, über das er noch verfügt ge- 
rettet und seinen anderen bedrohlichen 
Gesundheitsprobleme behandelt werden 
können. 


Den link http://freesavvasxiros.webs.com 

anklicken und dann unterschreiben. 
Menschen, wie z.B. Gefangene, die keinen 
Zugang zum Internet haben, können die Un- 
terschrift ans Info schicken. 


Axel, Florian 
und Oliver 
sind frei ... 


Axel, Florian und Oliver wurden am 28. No- 
vember aus der Untersuchungshaft entlas- 
sen. Ihre Freilassung, aber auch das wei- 
terhin laufende Ermittlungsverfahren ge- 
gen sie regt dazu an, sich für einen brei- 
ten, antimilitaristischen Widerstand zu en- 
gagieren. Auch die derzeitigen politischen 
Verhältnisse liefern einen Anlass dazu. 


Am 28.11.2007 hat der Bundesgerichtshof 
über die Haftbeschwerde der drei Antimili- 
taristen Oliver, Florian und Axel entschie- 
den und damit über die Frage, ob der An- 
titerrorismus-Paragraph 129a, der deutsche 
Gesinnungs- und Ausschnüffelungspara- 
graph, weiter Haftgrund bleiben soll oder 
nicht. 

Der Bundesgerichtshof ist der Anklage 
der Bundesanwaltschaft nicht gefolgt, son- 
dern hat die den Inhaftierten vorgeworfe- 
ne versuchte Brandstiftung an Bundes- 
wehrlastwagen nicht als terroristischen, 
sondern als kriminellen Akt definiert. Für 
die drei Gefangenen bedeutete das die 
Außer-Vollzug-Setzung der Haftbefehle - 
nach fast 4 Monaten im Knast Berlin-Mo- 
abit unter den Bedingungen des 8129a. 

Dennoch muss weiterhin gegen die Poli- 
tik der Ausschnüffelung linker Szenen pro- 
testiert werden, die die Anwendung des 
$129(a) in diesem Verfahren ebenso wie in 
anderen laufenden 129(a)-Verfahren längst 
ermöglicht hat. Das gleiche gilt für die Po- 
litik der Überwachung, die mit massiver Be- 
spitzelung, Strategien so genannter 
„präventiver Kriminalitätsbekämpfung” 
arbeitet, mit dem Ziel der Ausforschung lin- 
ker Szenen und der Einschüchterung des 


politischen und persönlichen Umfeldes der 
Angeklagten. 

Vor allem aber - und das sollte im Zen- 
trum stehen: Es gilt weiterhin gegen die in 
der Entscheidung des BGH aufrechterhal- 
tene Kriminalisierung, antimilitaristischen 
Widerstandes vorzugehen: Gegen die Un- 
verhältnismäßigkeit dieser Entscheidung, 
dagegen, dass eine konkrete Abrüstungs- 
aktion - der Versuch, Kriegsmaterial un- 
schädlich zu machen - als Verbrechen, als 
krimineller Akt eingestuft wird. Demge- 
genüber gelten die eigentlichen kriminel- 
len Akte, dieim Zuge von deutschen Kriegs- 
einsätzen geschehen, insbesondere Angrif- 
fe auf Zivilbevölkerungen - genannt „Kol- 
lateralschäden” - als legitim und die dafür 
Verantwortlichen bleiben straflos. 


Die Anti-Kriegs-Aktion, die Oliver, Axel 
und Florian vorgeworfen wird, war ein Bei- 
trag zur antimilitaristischen Bewegung und 
der Friedensbewegung, die seit dem Jugos- 
lawienkrieg gegen deutsche Kriegseinsätze 
protestieren. Dieser Krieg, etablierte neue 
Verhältnisse einer deutschen „Normalität” 
- er erinnerte aber auch so manche daran, 
dass es ein im Grundgesetz verankertes 


Recht auf Widerstand gegen völkerrechts- 
widrige Kriege gibt. 

Wir haben es mit einer Normalisierung 
von militärischen Auslandseinsätzen zur 
Absicherung geopolitischer Strategien 
Deutschlands oder der EU in der Sicherung 
von Einflusszonen, Wirtschaftsmärkten 
und Rohstoffquellen zu tun - und auch mit 
einer schleichenden Militarisierung von In- 
nenpolitik. Alles Tatsachen, die verschie- 
denste Formen des Widerstandes, antimili- 
taristische Kampagnen, Bewegungen und 
Aktionen notwendig machen: 

- Die Bundeswehr ist international mit 
über 9.000 Soldaten in acht Kriegseinsätze 
verwickelt, bei denen täglich Menschen 
sterben. Die Medien nennen dies „Kollate- 
ralschäden”, um das Erschrecken darüber, 
um eine Terrorangst, die hier berechtigt 
wäre - wie etwa zu Zeiten des Vietnam- 
kriegs - zur verhindern. Die gewählte 
i Sprache macht diesen Kriegsterror asep- 
tisch und bilderlos. Auch die Flüchtlinge 
aus diesen Regionen sollen die wirklichen 
Terrorbilder und -erfahrungen nicht zu 
uns bringen - dafür sorgen Abschottungs- 
und Lagerpolitiken, so genanntes „kon- 
fliktnahes Migrationsmanagement”. 

- Diese Militarisierung der Außenpoli- 
tik wird zunehmend auch auf europäi- 
scher Ebene etabliert - etwa über die mas- 
sive Beteiligung deutscher SoldatInnen an 
den europäischen „battle groups” als 
Speerspitze der EU-Eingreiftruppen. Die 
Militarisierung europäischer Politik wird 
auch über den EU-Reformvertrag ver- 
folgt, der einen eigenen europäischen Mi- 
litärhaushalt etablieren soll und die Ver- 
pflichtung zur Aufrüstung enthält - und 
sich anders als der gescheiterte EU-Verfas- 
sungsvertrag jeglicher demokratischer 
Kontrolle entzieht. 

- Die Bundeswehr wird aber auch zuneh- 
mend im Innern eingesetzt - der Einsatz von 
Tornado-Aufklärungsflugzeugen über den 
Camps der G8-GipfelgegnerInnen war nur 
ein erstes Signal. Die zivil-militärische Zu- 
sammenarbeit wird auch über Katastro- 
phenschutzübungen und bei Großereignis- 


Brief von Florian, Axel & Olli 


Liebe Genossen/innen, Freund/innen und 
Unterstützer/innen! 

Wir danken Euch auf diese Weise 
nochmals für eure Solidarität, Freund- 
schaft und Loyalität. 

Mit Euch haben wir die schwierige Zeit 
im Knast überstanden. Die Briefe und Be- 
suche der Angehörigen und politischen 
Genossen/innen, eure Solidarität gegen 
ihre Repression, die durch die zahlreichen 
Solidaritätsveranstaltungen, Aktionen, 
Demos, Protesterklärungen an Substanz 
gewonnen haben, waren für uns mehr als 
hilfreich. Besonderer Dank gilt auch den 
Anwälten, die uns intensiv unterstützt ha- 
ben, und auch den Leuten, die die Kautio- 


nen für uns organisiert haben. 

Unsere Haftverschonung und die Auf- 
hebung des 8129 a sind ein Teilerfolg, der 
durch Euch errungen wurde. Das Ende der 
Haft war ein besonderer Glücksmoment 
für uns. 

Trotzdem gibt es keine Entwarnung! Die 
Generalbundesanwaltschaft ermittelt nun 
im Kontext des 8129 (Kriminelle Vereini- 
gung) weiter, das BKA spioniert und schi- 
kaniert uns mit großem Aufwand. Ihr Ziel 
ist es, nicht nur unsere politische Identität, 
sondern natürlich die radikale Linke, für 
die weiterhin die Utopie einer befreiten 
Gesellschaft auf der Tagesordnung steht, 
zu vernichten. Dafür wird der präventive 
Überwachungsstaat bis auf Weiteres alle 
seine Mittel einsetzen. 


Wir lassen uns aber nicht einschüchtern 
und uns von unserer notwendigen eman- 
zipatorischen Arbeit abhalten. Wir ma- 
chen weiter! 

Wir müssen uns als Ex-Gefangene erst 
wieder im Alltag zurechtfinden, uns etwas 
erholen, uns gemeinsam mit den Freun- 
den/innen, Familienangehörigen gegen- 
seitig stabilisieren, so dass wir wieder al- 
le fit und stark werden. Wie wir feststel- 
len mussten, brauchen wir dafür mehr 
Zeit, als wir bislang dachten. 

Für den anstehenden Prozess brauchen 
wir aber auch weiterhin eure Unterstüt- 
zung. 

Danke und mit solidarischen Grüßen! 
Florian, Axel & Olli 
Berlin, Dezember 2007 


sen wie der WM eingeübt. Und angesichts 
der Debatte über den Abschuss ziviler Flug- 
zeuge warnt selbst Bütikofer als Vorsitzen- 
der der Kriegstreiberpartei der Grünen da- 
vor, dass es hier um eine sehr viel umfas- 
sendere Etablierung von Kriegsrecht im In- 
nern geht. 

- Um diese Politik der Militarisierung 
nach außen und innen dauerhaft etablieren 
zu können, ködert die Bundeswehr Ar- 
beitslose und Jugendliche mit aggressiven 
Werbekampagnen in Arbeitsämtern, Schu- 
len und Universitäten und nutzt dabei so- 
ziale Probleme - Arbeitslosigkeit und ins- 
besondere Jugendarbeitslosigkeit als 
Druckmittel, sich in Zeiten von Hartz IV aus 
ökonomischen Gründen rekrutieren zu las- 


sen. 


- Militärische Mobilmachung nach innen 
und außen schlägt sich auch in einer Um- 
strukturierung der Haushaltspolitik nieder: 
Während der Sozialhaushalt 2008 gekürzt 
wird, steigt der Rüstungsetat 2008 um eine 
weitere Milliarde auf 29,3 Mrd. Euro. Und 
deutsche Rüstungskonzerne profitieren 
massiv von dieser Militarisierung der In- 
nen- und Außenpolitik: So finanziert Ber- 
lin mit drei Milliarden Euro den neuen 
Schützenpanzer Puma für die Bundeswehr. 
An der Entwicklung und dem Bau verdient 
die PSM GmbH in Kassel, zu je 50 Prozent 
eine Tochtergesellschaft der führenden 
deutschen Rüstungskonzerne Krauss-Maf- 
fei Wegmann und Rheinmetall. 

Diese Militarisierung deutscher Außen- 
und Innenpolitik und die gleichzeitige un- 
verhältnismäßige Kriminalisierung von an- 
timilitaristischem Widerstand sollte die 
Linke zum Anlass nehmen, um mit vielfäl- 
tigen Mitteln klarzustellen: 

- Die Bundesregierung und die Bundes- 
wehr als ausführendes Organ sind die ei- 
gentliche kriminelle Vereinigung! 

- Antimilitaristischer Widerstand ist legi- 
tim und muss breiter und vielfältiger wer- 
den! 

- Die Verfahren gegen Axel, Oliver und 
Florian und alle anderen 129(a)-Beschul- 
digten müssen eingestellt werden! 
http://einstellung.so36.net/ 
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Zu den ZeugInnen- 
Vorladungen durch 
die BAW 


Stand November 2007 


Im Laufe des aktuellen 129a-Verfahrens ge- 
gen sieben Beschuldigte (mg-Verfahren) 
gerieten mehrere Menschen aus dem fami- 
liären, privaten, beruflichen und politi- 
schen Umfeld der Beschuldigten als Zeu- 
gInnen in den Blickwinkel der Ermitt- 
lungsbehörden. 

Nachdem das BKA Vorladungen an die 
ZeugInnen erfolglos versandt hatte und 
auch nach Knastbesuchen mit den poten- 
tiellen ZeugInnen nicht ins Gespräch kam, 
versandte die BAW im Oktober über 20 Vor- 
ladungen zur ZeugInnen-Vernehmung 
nach Berlin, wo man kurzer Hand beim BKA 
Berlin eine Außenstelle Karlsruhe einrich- 
tete. Dabei waren mehrere Beamte der BAW 
sowie des BKA zugegen, die Betroffenen 
hatten zur Unterstützung AnwältInnen da- 
bei, und vor der Tür fand eine Solikundge- 
bung mit ca. 100 TeilnehmerInnen statt. 

Zu Beginn der „Fragestunde“ wollte die 
BAW von mehreren Vorgeladenen wissen, 
was für eine Schulbildung sie denn hätten. 
Aufden Hinweis der AnwältInnen, dass dies 
wohl überhaupt nichts zur Sache täte, war 
die Antwort, man wolle schließlich wissen, 
mit wem man es zu tun habe bzw. was für 
einen Bildungsstand die jeweilige befragte 
Person hätte. Es wurde abgelehnt, auf die 
Frage zu antworten. Im Weiteren haben fast 
alle Geladenen die Aussage verweigert. Ob 
eine/r ein Zeugnisverweigerungsrecht (es 
wurde sich dabei auf $8$ 53 und 55 StPO 
berufen) zugestanden wird, ist noch nicht 
entschieden. 

Der Mehrzahl der ZeugInnen, die die Aus- 
sage komplett verweigert haben, wurden 
ein Ordnungsgeld und eine zweite Ladung 
nach Karlsruhe in Aussicht gestellt. Bisher 
hat niemand einen Ordnungsgeldbeschluss 
erhalten. Jedoch wird trotz der Aussetzung 
der Haftbefehle von Axel, Florian und Oli- 
ver und nachdem der Vorwurf des $ 129a 
StGB fallengelassen wurde, mit weiteren 
Aktivitäten durch Frau Vanoni (jung-dy- 
namisch und erfolglose Staatsanwältin der 
BAW) und ihre BAW-Vereinigung gerech- 


Kurzmeldungen 


net. 

Einige ZeugInnen beantworteten einzel- 
ne Fragen der BAW, die jedoch nichts mit 
den aktuellen Tatvorwürfen zu tun hatten. 
Ziel dieser Befragungen war die Erstellung 
von Persönlichkeitsprofilen der Beschul- 
digten und Dritter. Hieran sieht man, wie 
weit ihr Ermittlungsinteresse geht. 

Mit den Zwangsmitteln von Ordnungs- 
geld bis maximal 1.000,00 Euro und Beu- 
gehaft bis zu sechs Monaten sollen auch in 
diesem Verfahren ZeugInnen gezwungen 
werden, gegen ihre Freunde und Bekannte 
auszusagen. Dabei steht den Betroffenen 
ein Aussageverweigerungsrecht nur dann 
zu, wenn sie entweder mit den Beschuldig- 
ten verlobt, verwandt oder sonst in einem 
familiären Verhältnis stehen ($ 52 StPO), 
wenn sie sich durch ihre Aussagen selbst 
belasten könnten ($ 55 StPO) oder wenn sie 
BerufsgeheimnisträgerInnen (z.B. Rechts- 
anwältInnen, JournalistInnen, Ärztinnen) 
sind (853 StPO). 

Neben Ordnungsgeldern, Anwaltsho- 
noraren, müssen im Fall von Beugehaft 
außerdem laufende Kosten für Miete, Kran- 
kenkassenversicherung etc. bezahlt wer- 
den. Mit diesen Problemen wollen wir die 
Betroffenen nicht allein lassen. Darum 
benötigen wir dringend Spenden! Sammelt 
Geld, macht Partys und/oder überlegt Euch 
Patenschaften und teilt dies der ZeugInnen- 
Gruppe mit! 

Solidarität statt Paranoia!!! 

Wir lassen niemanden allein! 
Aussageverweigerungsrecht für ALLE! 
Schafft Öffentlichkeit! Sammelt Spenden! 
Kontakt: keine-zeuginnen@so36.net 


Der Totalverweigerer 
Moritz ist wieder frei 


Moritz Kagelmann (siehe Gefangenen Info 
330) ist am 11.12. überraschend aus dem 
vierten Arrest und aus der Bundeswehr ent- 
lassen worden. Er war zum Oktober 2007 
einberufen worden, trat den Kriegsdienst 
aber nicht an. Feldjäger führten ihn Mitte 
Oktober der Truppe zu. Gegen ihn wurden 
vier so genannte Disziplinararreste in Höhe 
von 7, 14, 20 und 21 Tagen verhängt. 

Der vierte Arrest hätte am 19.12. geen- 
det. 


In der Ausgabe vom Freitag 51/52 ist ein längeres Interview mit Christian Klar er- 
schienen. Auch im Netz unter: www.freitag.de oder www.political-prisoners.net zu 


lesen. 


Christian selbst ist seit über 25 Jahren inhaftiert und kommt frühestens Anfang 2009 
frei.Für das Jahr 2008 soll es laut dem Justizminister Baden-Württembergs Ulrich Goll 
endlich für Christian Hafterleichterungen geben. (junge Welt 7.12.) 

Gleichzeitig hat die Bundesanwaltschaft gegen ihn und gegen 3 ehemalige Gefan- 
gene aus der RAF Brigitte Mohnhaupt, Knut Folkerts und Günter Sonnenberg Beu- 
gehaft für sechs Monaten wegen Aussageverweigerung beantragt.( jW 15.12.) 


„guten Tag, wie heißt du?” 


„eh, warum hast du Einzelhofgang?” 


von oben angeordnet!” 


SIE sind oft unbeteiligt, 


Ihre Blicke heischen Verständnis. 
aber IHR Gruß trifft ins Leere: 


nicht Gegner zum Greifen, 
es ist der Apparat, den SIE bilden: 


IHR Gewissen, der Diensteid. 


die Geschichte ein Lehrstück! 


»ich bin nur ausführendes Organ - es ist von oben angeordnet!« 
ich zu dem Kalfaktor bei der Essensausgabe an der Tür der Einzelzelle: 

„keine Unterhaltung” - sagt der Schließer - „es ist von oben angeordnet!” 

ein Gefangener durch das vergitterte Fenster beim Hofgang zu mir: 

„nicht stehen bleiben, keine Gespräche, weitergehen” - sagt der Schließer - „es ist 
ich versuche die Liste der Sonderhaftbedingungen durchzulesen, die an der Außenseite meiner Zellentür hängt: 
„nicht lesen, in die Zelle treten” - sagt der Schließer - „es ist von oben angeordnet!” 


ich bleibe auf dem Hof stehen - in der Freistunde - an einer Stelle, wo ich die Kundgebung vor dem Knast besser mitbekommen kann: 
„Rundgang fortsetzen, oder die vorgesehenen Bänke zum Sitzen benutzen” - sagt der Schließer - „es ist von oben angeordnet!” 


Anwaltsbesuch ist angekündigt, davor Zellenrazzia. 
Leibesvisitation vor der Zellenrazzia, Leibesvisitation nach der Zellenrazzia und erneut vor dem Besuch, der 
sowieso mit Trennscheibe stattfindet, Leibesvisitation nach dem Besuch. 


wo, was zu mir nehmen und verstecken? 
„die Anweisung kommt von oben” - sagt der Durchsuchungsbeamte - „es ist angeordnet!” 


IHRE Gesichter manchmal auch freundlich-verlegen, 


Unverständnis, Verwirrung auf IHRER Seite. 


was mir Angst macht sind nicht einzelne Leute, nicht Temperamente, Charakterzüge, politische Einstellung, 


gehorchen, Erfüllen der Pflicht - anonym, gesichtslos und scheinbar ohne eigene Absicht. 
ein Apparat, wozu kann und wird er dienen? 

SIE quälen dich, SIE foltern dich, SIE töten dich, 

SIE verbieten dir das sprechen - mit IHNEN spricht niemand. 
„ch bin nur ausführendes Organ” - sagt der Schließer, der Polizist, der Soldat - „es ist von oben angeordnet 


IHRE Blicke bitten um Zustimmung, um Verständnis. 


Hamburg, Untersuchungsgefängnis, Herbst 1989, Fritz Storim 
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Freispruch für Matti 


Am 13.12. ging vor dem Amtsgericht Tier- 
garten der Prozess wegen gefährlicher Kör- 
perverletzung gegen den Gewerkschafter 
und Antifaschisten Matthias Z. mit einem 
Freispruch zu Ende. 

Am letzten Verhandlungstag forderten der 
Vertreter der Staatsanwaltschaft und die An- 
wälte der Nebenkläger einen Freispruch aus 
tatsächlichen Gründen für Matthias Z. be- 
züglich des Vorwurfs der gefährlichen Kör- 
perverletzung. 

Matthias Z. wurde vorgeworfen, am 29. 
November 2006 an einer Auseinanderset- 
zung zwischen zwei verurteilten Neonazis 
und vermeintlich Linken in Berlin-Lichten- 
berg beteiligt gewesen zu sein. Nur durch die 
Aussagen der zwei polizeibekannten Neona- 
zis konstruierten der Polizeiliche Staats- 
schutz des Landeskriminalamtes (LKA) sowie 
die politische Abteilung der Staatsanwalt- 
schaft den Vorwurf des versuchten Tot- 


schlags gegen Matthias Z. Der Beschuldigte 
war den beiden militanten Neonazis auf- 
grund seines antifaschistischen Engage- 
ments bereits bekannt. Sie legten den ermit- 
telnden Beamten ein Foto von Matthias Z. 
aus ihrer Anti-Antifa-Feindkartei vor. 

Bereits am zweiten Prozesstag; war der bis 
dahin nur außer Vollzug gesetzte Haftbefehl 
gegen Matthias Z. aufgehoben worden, 
nachdem bereits vor Monaten das Konstrukt 
des „versuchten Totschlags“ in sich zusam- 
menbrach. 

Am 13.12. nun musste sich der Staats- 
schutzbeamte den Fragen des Gerichts stel- 
len, der die Vernehmung der Belastungszeu- 
gin geführt hatte. Offenbar hatte er die Neo- 
nazizeugen in einem anderen Verfahren von 
vornherein als unglaubwürdig und deren 
Angaben als zweifelhaft eingeschätzt. Dies 
hinderte ihn jedoch nicht daran, wenige Mi- 
nuten später den zweifelhaften Aussagen 
derselben Belastungszeugin gegen Matthias 
Z. Glauben zu schenken. Er konnte dem Ge- 


richt und der Verteidigung nicht erklären, 
warum er diese offenkundigen Zweifel an der 
Glaubwürdigkeit der Zeugin P. als Bearbei- 
ter des gegen Matthias Z. geführten Verfah- 
rens nicht mit einem Wort aktenkundig ge- 
macht hatte. Dieses Versäumnis wiegt umso 
schwerer, als gegen Matthias Z. zum Zeit- 
punkt der Vernehmung bereits Untersu- 
chungshaft vollstreckt wurde. Dieses war 
dem vernehmenden LKA-Beamten, der den 
Haftbefehl nur wenige Tage zuvor selbst an- 
geregt hatte, auch bekannt. Ein anderer 
Staatsschützer versuchte darzulegen, dass ei- 
ne Matthias Z. entlastende Auswertung sei- 
ner Telefonverbindungen ein Indiz für seine 
Täterschaft sei, da er zum Tatzeitpunkt ab- 
sichtlich nicht telefoniert habe. Diese Er- 
mittlungsmethoden wurden durch die Ver- 
teidigung scharf kritisiert. 

Rechtsanwalt Dr. Gercke, einer der An- 
wälte von Matthias Z., berichtete von Aus- 
sagen des damals die Ermittlungen führen- 
den Staatsanwaltes, der bereits beim ersten 
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Haftprüfungstermin erklärt habe, man müs- 
se ein Zeichen gegen politische Gewalt im 
Lichtenberger Weitlingkiez setzen. Rechts- 
anwalt Daniel Wölky legte in seinem Plä- 
doyer dar, dass es explizite Strategie der An- 
ti-Antifa ist, politische Gegner willkürlich 
schwerer Straftaten zu bezichtigen. Rechts- 
anwalt Dr. Pananis verwies auf die schwer- 
wiegenden Folgen der monatelangen Unter- 
suchungshaft für Matthias Z. 

Die Sprecher der Solidaritätsgruppe Frei- 
heit für Matti, Stefan Jakob und Marina 
Kochova, erklären hierzu: „Der Prozessver- 
lauf hat gezeigt, dass der Staatsschutz nicht 
davor zurückschreckt, unseriöse Ermitt- 
lungsmethoden einzusetzen und dabei auch 
die Inhaftierung Unschuldiger in Kauf zu 
nehmen.“ 
http://freiheitfuermatti.com/index.php?opt 
ion=com_content&task=viewe&tid=1328tIte 
mid=71 


Solidarität mit Andrea! 


Gefangene aus der ANTIFASCHISTISCHEN 
BEWEGUNG 


Am 1. Dezember wurde die Berliner Antifa- 
schistin Andrea im Umfeld der im Südosten 
Berlins stattfindenden Neonazi-Demonstra- 
tion von Zivilbeamten der politischen Ab- 
teilung des LKA festgenommen. Seit fünf 
Monaten hatte sie sich dem Haftantritt am 
2. August in den geschlossenen Vollzug in 
Berlin-Lichtenberg erfolgreich widersetzt, da 
sie viel lieber außerhalb der Mauern gegen 
die vorherrschenden Zustände kämpft, als 
hinter grauen Mauern zu sitzen. Die folgen- 
den 14 Monate wird sie nun hinter Gittern 
verbringen müssen und dabei ist sie auf un- 
sere Solidarität von außerhalb angewiesen. 

Nach anderthalb Wochen in Lichtenberg 
wurde Andrea überraschenderweise am 11. 
Dezember nach Berlin-Pankow verlegt, da- 
mit entfiel ein schon genehmigter bevorste- 
hender Besuchstermin, die zuständigen Be- 
diensteten weigerten sich, kooperativ zu sein, 
außerdem müssten alle Anträge (Pakete, 
Sport, Besuche,...) neu gestellt werden. 

Am 12. Juli 2007 verurteilte das Landge- 
richt München sie zu 4 Monaten Haft ohne 
Bewährung. Obwohl es an dem Tag keine lin- 
ke Demonstration gab und deswegen das 
Tragen von Pfefferspray völlig legal war, be- 
gründete das Gericht die Verurteilung damit, 
dass im ganzen Bezirk ein Ausnahmezustand 
herrschte, allerdings gab es keinerlei öffent- 
liche Mitteilung an die örtliche Bevölkerung 
darüber. Aufgrund dieses Urteils erfolgte zu- 
dem ein Bewährungswiderruf von drei Mo- 
naten wegen des Mitführens von mit Pfeffer 
gefüllten Eiern bei einer antifaschistischen 
Aktion am 1. Mai 2005 in Berlin. 

In einem Sammelverfahren wurde sie am 
31. Juli zu weiteren fünf Monaten verurteilt. 
Angeklagt wurde sie aufgrund einer Aktion 
der Überflüssigen in der Ausländerbehörde 
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Grußbotschaft für 
Andrea und Christian 


Liebe Andrea! 
Lieber Christian! 

Wir sind heute auf einer Veranstaltung 
in Hamburg zu dem im Knast für 46 Mo- 
nate weggesperrten Berliner Antifaschi- 
sten Christian S. 

Geplant war ursprünglich, da du And- 
rea, die Beiträge mit vorbereitet hast, dass 
du folglich auch hier sprechen solltest. 

Am Samstag, den 1.12. ‚bist du anläss- 
lich einer anti-faschistischen Demo in 
Berlin verhaftet worden. 14 Monate mus- 
st du wegen verschiedener Aktionen ge- 
gen das herrschende Unrecht im Knast ab- 
brummen. 

Christian ist wegen zweier anti-faschi- 


Berlin-Lichtenberg im Oktober 2006, Block- 
adeversuch bei einem Neonazi-Aufmarsches 
im August 2006 und wegen Vermummung 
bei Protesten gegen die Neonazi-Demon- 
stration zur JVA Tegel aus Solidarität mit 
dem Landsersänger Michael Regner (Luni- 
koff) im Oktober 2006. 

Dazu kommen noch zwei weitere Monate 
Haft ohne Bewährung wegen einer Hausbe- 
setzung in der Liebigstraße in Berlin-Frie- 
drichshain. 

Die Urteile sind eindeutig politisch moti- 
viert, da damit erreicht werden sollte, dass 
eine unbeugsame politische Aktivistin für ei- 
ne lange Zeit hinter Gittern verschwindet. 
Schreibt Karten und Briefe: 

Andrea Neff 

Bnr: 746/07/2 
Justizvollzugsanstalt für Frauen in Berlin 
Arkonastraße 56 

13189 Berlin 

Spendet Geld: 

Rote Hilfe e.V. 

Kontonummer: 7189590600 
BLZ: 100 200 00 Berliner Bank 
Verwendungszweck: Soli Andrea 
anarchist black cross Berlin 


Neues zu Christian $. 


Ein anderer Berliner Aktivist kam am 30.11. 
vermummt zu einem Prozess gegen ihn. Als 
Begründung gab er an: „Ich habe den heu- 
tigen Prozess gegen mich zum Anlass ge- 
nommen, um für die Freiheit von Christian 
S. zu demonstrieren. Christian vegetiert im 
Gefängnis, weil die Polizei (LKA) und die 
Staatsanwaltschaft gegen ihn Straftaten 
konstruiert haben. Zudem setzen sie sich mit 
Hilfe anderer Repressionsorgane über Geset- 
ze hinweg. Beispielsweise am 26.06 2007 und 
am 10.09.2007 traten Polizeibeamte maskiert 
und mit Codiernummer im Gericht Turm- 
straße auf, um gegen Christian auszusagen. 
Aber auch die ungenügende gesundheitliche 


stischen Aktionen inhaftiert worden. Er 
wird wegen seiner politischer Gesinnung 
im Knast von Nazis mit dem Tod bedroht 
und der Staat schaut dabei weg und schi- 
kaniert ihn trotz seines angegriffenen Ge- 
sundheitszustandes ebenso weiter. 


Euch beide, Andrea und Christian, las- 
st euch nicht unterkriegen und viele herz- 
liche Grüße! 

Wir werden uns dafür einsetzen, dass 


ihr so bald wie möglich wieder draußen 
seid! 

Deshalb: Power durch die Mauer, bis sie 
bricht! 

TeilnehmerInnen einer Veranstaltungs- 
reihe gegen Repression und $ 129a, die 
im Vorfeld der Demo „Out of Control, am 
12.12., in Hamburg in der Schwarzen Kat- 
ze mit der Jugendantifa stattfand. 

[| 


Versorgung von Christian ist auszuräumen. 
Darum werde ich während meinem ‚Prozess‘ 
im Gericht maskiert auftreten und mich nur 
mit meiner Codiernummer anreden lassen. 
Was die können, das können wir schon lan- 
gel“ 

- Die Staatsanwaltschaft Berlin will gegen 
das Urteil im 13.12.2005 Prozess nicht in Re- 
vision gehen. Damit ist das Urteil rechts- 
kräftig und Christian in der Sache freige- 
sprochen. Leila allerdings wurde zu 1800,- 
Euro Strafe verurteilt, weil sie in Dresden „ 
Waffen“ mit sich führte. Den beiden war vor- 
geworfen , anlässlich eines Nazisaufmar- 
sches Anfang des Jahres 2005, ein Flasche 
in Richtung der Polizei geworfen zu haben. 

- Christian hat in der dritten Dezember- 
woche seinen Vollzugsplan in der JVA-Tegel 
bekommen. Nach Auffassung der Anstalts- 
leitung hat er keine Chance auf Offenen Voll- 
zug, da er Hass auf faschistische Organisa- 
tionen hat und diesen offenbar nicht unter- 
drücken kann. Auch sein Umfeld habe die- 
sen antifaschistischen ‚Virus’, was ihm eine 
schlechte Sozialprognose beschert. 

Es gibt jetzt eine Soliseite auf französisch, 
die sich mit Christians Fall beschäftigt. 
www.conf-free-christian.info 


Erfurter Antifaschist vor 
Gericht 


Gewerkschaft entzog ihm die Solidarität 


Im Januar 2008 wird in Erfurt der haupt- 
amtliche Sekretär der Dienstleistungsge- 
werkschaft ver.di in Thüringen, Angelo Lu- 
cifero, vor Gericht stehen. Er hatte sich mit 
einer Schreckschusspistole gegen einen 
Angriff von Neonazis gewehrt. 

Der Vorfall ereignete sich im März 2007 
während einer Demonstration gegen Sozi- 
alabbau in der Erfurter Innenstadt. Ein 
Block von knapp 50 Rechtsextremisten sei 
mit Kameradschafts- und NPD-Fahnen 
aufmarschiert und gegen bekannte Linke 
vorgegangen, berichteten Augenzeugen. 
Auch Lucifero habe einen Schlag auf den 
Rücken bekommen. Als er sich mit einer 
Schreckschusspistole wehrte, wurde der 
Gewerkschafter festgenommen und erken- 
nungsdienstlich behandelt. 

Statt über die Einschüchterungsversuche 
und die Angriffe der Neonazis zu berich- 
ten, setzte eine Medienkampagne gegen 
den Antifaschisten ein. Sie reichte von der 
NPD, die die sofortige Entlassung des Ge- 
werkschaftssekretärs forderte, bis zu Abge- 
ordneten der Thüringer CDU-Landtags- 
fraktion, die Lucifero ein zweifelhaftes De- 
mokratieverständnis vorwarfen. Die Ost- 
thüringer Zeitung empörte sich: „Der aus 
Italien stammende Organisator zahlloser 
Demos gegen Rechts fühlt sich sofort als 
Ausländer stigmatisiert und von den Behör- 
den kriminalisiert, sobald er auf die Spiel- 
regeln des Rechtsstaats verwiesen wird.“ 
Aber auch innerhalb des DGB gab es von 
Anfang an Kritik. So erklärte der Thüringi- 
sche Landesbezirksleiter der Gewerkschaft 
ver.di, Thomas Voß: „Wir können und wol- 
len uns nicht der gleichen Mittel bedienen, 
wie man sie aus dem rechtsradikalen Raum 
kennt.“ 

Mitte Dezember gab der DGB nun dem 
Druck nach und entließ Lucifero. Da die 
Schlösse ausgewechselt waren, kam er 
nicht an seine Arbeitsmaterialien. 

Unterstützung bekam Lucifero von dem 
Bündnis „Gewerkschafter gegen Rechts“. 
Sie forderten in einem Offenen Brief, der 
von über 280 Gewerkschaftern unter- 
schrieben wurde, „dass Angelo Lucifero die 
volle Unterstützung erhält“ und die sofor- 
tige Rücknahme der Kündigung. Sie sehen 
in diesem Schritt eine Verbeugung vor den 
Rechten. Als Konsequenz fordern sie, die 
Solidarität mit Lucifero zu verstärken und 
den Prozess zu besuchen. 

Die Termine sind: 

Mittwoch, 16. Januar 2008, ab 8 Uhr 

Mittwoch, 23. Januar 2008, ab 8 Uhr 

Die Verhandlung findet im Amtsgericht 
Erfurt, Rudolfstraße 46, 

Raum 18. Aus der Ferne solidarisieren: 

Nicht nur Teilzeit-, sondern auch virtuel- 
le Solidarität sind hoch erwünscht! Wir ge- 
hen davon aus, dass viele vor allem der Aus- 


wärtigen nicht nach Erfurt kommen kön- 
nen. Wenn ihr trotzdem etwas zum Prozess 
erklären möchtet, dann schreibt! Ob priva- 
te Soli-Adressen oder solche, die ihr selbst 
irgendwo veröffentlicht: Wir leiten sie so- 
fort an Angelo weiter, den ihr parallel auch 
selbst kontaktieren könnt (asr@bi-gb.de). 
Bitte notiert bei allen Soli-Erklärungen, ob 
wir sie auf unserer Homepage 
http://ggr.blogsport.de/ veröffentlichen 
sollen; und wenn ja mit welchen eurer An- 
gaben (Namen, Internet-Adressen etc.oder 
anonym oder mit fiktiven Namen). 

Für alle aus Erfurt und Umgebung gibt es 
am 10. Januar um 19 Uhr bei Radio F.R.E.L., 
Gotthardtstraße 21 eine Info-Veranstal- 
tung. Dort geht es zum einen um die in- 
haltliche Dimension, aber auch um prakti- 
sche Fragen des Prozessablaufs. 

Auf der Homepage http://ggr.blogs- 
port.de/ sind die aktuellen Infos zu finden. 

Peter Nowak 


Roten Hilfe bedankt sich 
für große Solidarität 


Offener Brief des Bundesvorstands der Ro- 
ten Hilfe an alle, die sich während der ver- 
gangenen Kampagne gegen die RH solida- 
risch gezeigt haben 


Liebe Freundinnen und Freunde, 
liebe Genossinnen und Genossen, 

im Zusammenhang; mit der Wahl der neu- 
en Juso-Vorsitzenden Franziska Drohsel 
hat in den letzten Wochen eine vehemente 
Kampagne gegen die Rote Hilfe stattgefun- 
den. Auch wenn viele auf dieser Angele- 
genheit versucht haben, ihr parteipoliti- 
sches Süppchen zu kochen, richtete sich 
diese Schlammschlacht doch in erster Linie 
gegen die Solidaritätsarbeit der Roten Hil- 
fe an sich. Der Verfassungsschutz und die 
Rechtsaußen-Strategen der „Jungen Frei- 
heit“ haben massive Schützenhilfe gelei- 
stet, um den Gedanken der strömungsü- 
bergreifenden Solidarität, dem sich die Ro- 
te Hilfe verpflichtet fühlt, zu torpedieren. 

Franziska Drohsel hat für sich persönlich 
die Konsequenz gezogen, aus der Roten Hil- 
fe auszutreten. Wir bedauern das natürlich. 
Sehr viel wichtiger als der Verlust dieses 
einzelnen Mitglieds ist uns aber die Soli- 
darität, die wir von ganz unterschiedlichen 
Seiten erfahren haben. Wir möchten allen 
danken, die sich in dieser Zeit öffentlich zur 
Roten Hilfe bekannt haben, LeserInnen- 
briefe geschrieben und Internetseiten ins 
Netz gestellt haben und die uns in vielen 
Briefen und Erklärungen den Rücken ge- 
stärkt haben. Ganz besonders freuen wir 
uns über etliche neue Mitglieder, die gera- 
de angesichts der Angriffe aus Medien und 
Politik den richtigen Zeitpunkt für gekom- 
men hielten, in die RH einzutreten. 

Der Verfassungsschutz hat auch während 


der letzten Wochen wieder die lächerlichen 
Vorwurf in den Medien gestreut, die Rote 
Hilfe unterstütze die (seit zehn Jahren nicht 
mehr existierende) RAF. Jedem, der bereit 
ist, mehr zu sehen als die staatliche Propa- 
ganda, dürfte bekannt sein, dass die Rote 
Hilfe sich keiner einzelnen politischen Strö- 
mung der Linken zuordnet und deshalb auf 
allgemeinpolitische Aussagen verzichtet. 
Was allerdings hinter diesem Vorwurf steht 
und was den Inlandsgeheimdienst so er- 
bost, ist die Tatsache, dass die Rote Hilfe 
nicht bereit ist, GenossInnen im Gefängnis 
zu vergessen, aus dem Gedächtnis zu ver- 
drängen und gesellschaftlich zu isolieren. 
Wir beharren auf der banalen Feststellung, 
dass auch Gefangene Rechte haben, dass sie 
eingebunden werden müssen in unsere Dis- 
kussionen und unsere Solidarität verdie- 
nen, wenn sie von der politischen Justiz 
drangsaliert werden. Die Solidarität mit den 
Gefangenen aus der RAF wird deshalb wei- 
terhin eines unserer vielen Betätigungsfel- 
der bleiben. Wir bleiben dabei: die verblie- 
bene Gefangenen aus der RAF müssen end- 
lich raus aus dem Knast und die absurden 
neuen Ermittlungsverfahren gegen ehema- 
lige Gefangene müssen unverzüglich ein- 
gestellt werden! 

Es tut gut, zu merken, dass es Menschen 
gibt, die sich vom Getöse der Medienkam- 
pagnen nicht beirren lassen und der Roten 
Hilfe gerade angesichts staatlicher und me- 
dialer Diffamierungen zur Seite stehen. Mit 
Eurer Hilfe werden wir auch im Kommen- 
den Jahr weiter gegen Repression, politi- 
sche Justiz und die Einschränkung politi- 
scher Rechte aktiv bleiben. 

Noch einmal herzlichen Dank und soli- 
darische Grüße 
Mathias Krause für den Bundesvorstand der 
Roten Hilfe e.V. [Göttingen, 23.12.07] 


Solidarität 


mit den in U-Haft sitzenden Hausbe- 
setzerInnen der Westendstraße! 


Seit Ende Juni 2007, also jetzt schon nahe- 
zu ein halbes Jahr, sitzen drei Jugendliche 
im Alter zwischen 17 und 19 Jahren wegen 
einer Hausbesetzung in der Westendstraße 
196 in München bzw. ihrer militanten Ver- 
teidigung in Untersuchungshaft. 


Was war geschehen? 


Der Gebäudekomplex in der Westendstraße 
194 - 198 beim alten Straßenbahndepot ist 
schon seit einigen Jahren weitgehend un- 
bewohnt und gehört der Stadt München. In 
einer Stadt mit 10% Leerstand bei Büroge- 
bäuden und dem teuersten Mietniveau in 
der BRD ein gesellschaftlicher Skandal. 
Spätestens seit Mitte Juni 2007 war den zu- 
ständigen Behörden - der Polizeiinspektion 
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Laim, dem Wohnungsamt und dem Jugen- 
damt (beide Teil des Sozialreferats) - be- 
kannt, dass Jugendliche aus der Punk-Sze- 
ne die leer stehenden Wohnungen nutzten. 
„Street der Räumung“ am Donnerstag 
Abend um 18:30 Uhr. Zwei Condrobs-Mit- 
arbeiter berichten gegenüber der SZ vom 
2.11.07, dass die drei jetzt in U-Haft Einsit- 
zenden um 16:15 Uhr in das Haus zurück- 
gekommen seien. Dies bedeutet, im Zeit- 
raum zwischen Mittag und Viertel nach 
Vier war mehrere Stunden kein Mensch in 
dem verbarrikadierten Haus und die Über- 
wachungseinheiten der Polizei wussten 
das! 

Um 18:30 Uhr dann der Befehl an das Un- 
terstützungskommando USK, das Haus oh- 
ne Vorankündigung zu stürmen. Die über- 
raschten drei Punks verteidigen sich. Es 
fliegen Steine auf die mit Helmen, Schil- 
dern, Brustpanzern, Arm- und Schienbein- 
schonern schwer gepanzerten 60 USkler. 
Das Ergebnis: Steffi, Sven und Lukas sitzen 
seitdem wegen Hausfriedensbruchs, Land- 
friedensbruchs und versuchten Totschlags 
von Polizeibeamten in Untersuchungshaft. 


Die Polizei war nie an einer 
Deeskalation interessiert 

Die Polizeiführung war zu keinem Zeit- 
punkt an einer Deeskalation bzw. friedli- 
chen Lösung dieser Hausbesetzung interes- 
siert. Ganz im Gegenteil: Condrobs wurde 
am Tag der Räumung gegen halb elf vor- 
mittags davon in Kenntnis gesetzt, dass die- 
se bevorsteht. Die Polizei legte den Mitar- 
beiterInnen ein Schweigegebot auf und 
drohte ihnen mit strafrechtlichen Konse- 
quenzen wegen Vernichtung von Beweis- 
mitteln, wenn sie die Jugendlichen vor- 
warnen würden (aus der Presseerklärung 
von Condrobs am 7. Juli 2007). 


Die politisch-juristische Ebene des 
Falles 

Die Räumung des Hauses zeigt wieder ein- 
mal die bayerische „Null-Toleranz- Linie“ 
gegenüber HausbesetzerInnen: Keine 
Hausbesetzung soll länger als 24 Stunden 
bestehen. Ziel ist es seit jeher, potenzielle 
BesetzerInnen durch die sog. „Deeskalati- 
on durch Stärke“ einzuschüchtern und ab- 
zuschrecken. Jedes Verhalten, das die herr- 
schenden Eigentumsverhältnisse in Frage 
stellt, wird mit massiver Repression beant- 
wortet. Im Falle dieser Hausbesetzung geht 
es um mehr: Nach der nicht nur für den Po- 
lizeiapparat überraschenden, militanten 
Gegenwehr auf der Samstagsdemo beim 
G8-Gipfel in Rostock erwogen einige In- 
nenminister der Länder, zukünftig Stein- 
würfe auf Demonstrationen nicht mehr wie 
bisher mit Landfriedensbruch und Körper- 
verletzung zu ahnden, sondern als ver- 
suchten Totschlag zu bestrafen. Die Haus- 
besetzer-Punks bilden hierfür den juristi- 
schen Testfall für Bayern. Die jetzt schon 
beinahe ein halbes Jahr andauernde Unter- 
suchungshaft der drei Jugendlichen wird 
nämlich genau mit der Härte des Tatvor- 


8 


wurfs - versuchter Totschlag - und der da- 
mit eventuell drohenden langjährigen 
Haftstrafe begründet. Dabei scheint es für 
die Staatsanwaltschaft keine Rolle zu spie- 
len, dass der einzige (mit einem angebro- 
chenem Wirbel) verletzte Polizist sich die- 
se Verletzung gar nicht durch einen Stein- 
wurf geholt haben kann. Laut einem Gut- 
achten kam die Fraktur an der Wirbelsäu- 
le eben nicht von einem Steinwurf, sondern 
von einer Kompression. Sprich, der Polizist 
hat sich seine Verletzung sehr wahrschein- 
lich durch den Sprung von einer Mauer 
beim Sturm des besetzten Hauses geholt. 
Offenbar wollen das bayerischen Innenmi- 
nisterium und die bayerische Justiz aufdem 
Rücken der drei jugendlichen Hausbesetzer 
einen Präzedenzfall schaffen. Der staatli- 
che Gewaltapparat und die hiesige Klas- 
senjustiz wissen sehr wohl, dass die immer 
weiter auseinanderdriftende Schere zwi- 
schen Arm und Reich und der fortgesetzte 
soziale Kahlschlag auch einen zunehmen- 
den Widerstand und soziale Unruhen zur 
Folge haben können. Der Staat reagiert mit 
dem Abbau demokratischer Rechte, mehr 
Überwachung und eben härteren Unter- 
drückungsmaßnahmen gegen den Wider- 
stand. Auch Steinwürfe sollen deswegen 


nicht mehr mit Landfriedensbruch und Kör- 


perverletzung geahndet werden, sondern 
grundsätzlich mit versuchtem Totschlag 
und monatelanger Untersuchungshaft mit 
den entsprechenden Folgen für die kämp- 
fenden GenossInnen: z.B. Verlust des Ar- 
beitsplatzes oder der Ausbildungsstelle, 
bzw. die Schwierigkeit, einen solchen / ei- 
ne solche zukünftig wieder zu finden, oder 
Verlust der Wohnung, weil keine Miete 
mehr gezahlt werden kann. Genau deshalb 
verdienen die drei HausbesetzerInnen die 
Solidarität aller Menschen, die gegen Über- 
wachung, den Abbau demokratischer 
Grundrechte, die Militarisierung der 
Außenpolitik und den Sozialkahlschlag 
nach innen kämpfen. 


Nach dem 68-Gipfel 


Der Zeitpunkt der spektakulär inszenierten, 
gewaltsamen Räumung war gut gewählt. 


Drei Wochen nach dem G8-Gipfel in Ro- 
stock/Heiligendamm war das Ansehen des 
Polizeiapparats in der Öffentlichkeit nicht 
gerade gut. Bundesweite Hausdurchsu- 
chungen, der Bau eines millionenteuren 
Zaunes, die Einschränkung des Demon- 
strationsrechts und der geplante Einsatz 
von Schnüffelhunden gegen Demonstran- 
tInnen riefen bis weit in liberale bürgerli- 
che Kreise Entsetzen hervor. Vergleiche mit 
dem „DDR-Stasistaat“ wurden bemüht. Die 
Militanz auf der Demo in Rostock sowie die 
Unfähigkeit, die gut konzipierten Massen- 
blockaden zu verhindern, wollte die Polizei 
wohl so nicht auf sich sitzen lassen. Ein 
„Schlag gegen die Chaoten- und Hausbe- 
setzerszene in München“ passte da ganz gut 
in das angekratzte Image. „Das erinnert an 
Rostock“ titelte die Abendzeitung vom 
30.06./01.07. reißerisch. 


Strafverfahren werden zur Bespitze- 


lung der linken Szene benutzt 
Da die ermittelnden Beamten davon aus- 
gehen, dass die Barrikaden und Steine nicht 
alleine von den drei Jugendlichen gebaut 
und gebunkert wurden, lädt sie Freunde 
und Eltern (!) der jetzt in U-Haft Einsitzen- 
den als ZeugInnen in die Polizeidienststel- 
le. Da dies wohl nicht den gewünsch- 
ten Erfolg zeigt, einige erscheinen auf 
Anraten der Roten Hilfe nicht, wird zu 
einem neuen Trick gegriffen. Der 
Staatsschutz lässt durch die Staatsan- 
waltschaft in das Polizeipräsidium in 
der Ettstraße vorladen. In mindestens 
einem Fall ist daraufhin beim Erschei- 
nen der Zeugin gar kein Staatsanwalt 
vor Ort. Und so wird aus der staatsan- 
waltlichen Zeugenvorladung plötzlich 
ein ganz normales Polizeiverhör. Da 
ging es dann auch gar nicht mehr um 
die Aufklärung von Straftaten, son- 
dern um das Sexualleben der Zeugin 
oder die politische Einstellung einer 
der Beschuldigten. Die eingeleiteten 
Ermittlungsverfahren und Hausdurch- 
suchungen bei Eltern und Bekannten 
der drei Punks, in deren Verlauf Com- 
puter, Adressbücher, Handys und Kalender 
beschlagnahmt wurden, werden dazu ge- 
nutzt, linke Strukturen und Gruppenzu- 
sammenhänge auszuleuchten und zu be- 
spitzeln. 

Wir fordern die sofortige Freilassung der 
HausbesetzerInnen und die Einstellung al- 
ler eingeleiteten Ermittlungsverfahren! 


P.S. Seitdem gab es an Unterstützung für 

die drei Verhafteten: 

- eine Solidemo mit knapp 200 Leuten, 

- eine Knastkundgebung, 

- ein Solikonzert, 

- und diverse gesprühte Parolen und ver- 
klebte Plakate. 

Laut SZ vom 17.12. soll der Prozess am 
21.Januar vor der Jugendkammer des Land- 
gerichts München beginnen. Die Anklage 
lautet auf „versuchten Totschlag‘. Insge- 
samt sind 8 Verhandlungstage angesetzt. 


I 
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- GEGEN SICHERHEITSWAHN UND ÜBERWACHUNGSSTAAT 
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Null Toleranz für 
die Versammlungs- 
freiheit ? 


Demonstration „Gegen Sicherheitswahn 
und Überwachungsstaat” am 15. Dezem- 
ber in Hamburg: Grundrechte mit Polizei- 
stiefeln getreten 


„Wer damit rechnet, dass etwa die Teilnah- 
me an einer Versammlung oder einer Bürge- 
rinitiative behördlich registriert wird und 
dass ihm dadurch Risiken entstehen können, 
wird möglicherweise auf eine Ausübung sei- 
ner entsprechenden Grundrechte (Art 8, 9 
GG) verzichten. Dies würde nicht nur die in- 
dividuellen Entfaltungschancen des Einzel- 
nen beeinträchtigen, sondern auch das Ge- 
meinwohl, weil Selbstbestimmung eine ele- 
mentare Funktionsbedingung eines auf 
Handlungsfähigkeit und Mitwirkungsfähig- 
keit seiner Bürger begründeten freiheitlichen 
demokratischen Gemeinwesens ist.“ 

Auf den Tag genau 24 Jahre vor der De- 
monstration „Gegen Sicherheitswahn und 
Überwachungsstaat“, am 15. Dezember 
1983, gab das Bundesverfassungsgericht der 
Politik diesen Satz als Leitlinie auf. Der Be- 
fund am 15. Dezember 2007: auf - nach Po- 
lizeizählung - 3.000 Demonstranten kamen 
2.500 Polizisten. Zum Auftakt und während 
des Versuchs, der angemeldeten Route zu fol- 
gen, filmten alle 30 Meter Beamte mit der 
Videokamera. Die Demonstrationsmenge 
war ab dem Auftakt an der „Roten Flora“ 
von einer erdrückenden Macht grün und 
schwarz martialisch ausgerüsteter Polizei 
umkesselt. 

Wer da nicht weglief, musste ein ernstes 
Anliegen haben. 

Die überwiegend sehr jungen Menschen 
wandten sich gegen die inzwischen allge- 
genwärtige Überwachung und gegen eine 
„Sicherheits“-politik, die Grundrechte täg- 
lich missachtet sowie gegen die strafrechtli- 
che Verfolgung linker politischer Opposition 


mit den Mitteln angeblicher Terrorabwehr 
und dem $ 129 a StGB. 

Es gibt allen Grund, auf die Straße zu ge- 
hen: 

Rasterfahndung, großer Lauschangriff, 
Luftsicherheitsgesetz, Feindstrafrecht, Terro- 
rismushysterie, zentrale Schülerdatei, Anti- 
Terror-Datei; Online-Durchsuchung - Bun- 
destrojaner; Relativierung der Unschulds- 
vermutung; Telekommunikationsüberwa- 
chung; BKA-Gesetzentwurf mit der fast un- 
begrenzten Befugnis zur präventiven heim- 
lichen Ermittlung, Zollfahndungsgesetz mit 
Einsatz als Polizeieinheit und Geheimdienst- 
funktion mit verdachtsunabhängiger Über- 
wachung; Leitlinien zur Zentralisierung von 
Polizei, Militär und Geheimdiensten, Zentra- 
lisierung der Melderegister, Zensus 2011. Ist 
das noch Demokratie? 

Anwältinnen und Anwälte für Demokra- 
tie und Menschenrechte (RAV) beobachteten 
die Demonstration vom Auftakt um 13.00 
Uhr bis zur vorzeitigen Auflösung am Mil- 
lerntor gegen 17.00 Uhr und kamen zu fol- 
gendem Schluss: 

Die Wahrnehmung des Rechts auf freie De- 
monstration wurde am 15. Dezember 2007 
von der Polizei verhindert. Die versammelte 
Menschenmenge wurde von mehreren Rei- 
hen uniformierter Polizei angeführt und in 
einem „Wanderkessel“ eskortiert, aus dem es 
keinen freien Zu- und Abgang gab. Als wei- 
tere Drohkulisse dienten auf die friedliche 
Versammlung gerichtete Wasserwerfer. Die 
Möglichkeit für interessierte Bürger, das The- 
ma der Demonstration und die Transparen- 
te zu erkennen, war durch die Abschirmung 
durch Polizei fast genauso ausgeschlossen 
wie die Möglichkeit, sich dem Zug zustim- 
mend anzuschließen. 

Dies kommentiert Rechtsanwältin 
Heinecke (Mitglied im Vorstand des RAV): 
„Der 15. Dezember in Hamburg war eine un- 
verhältnismäßige, demokratiefeindliche De- 
monstration von Staatsmacht, die bei Bür- 
gerinnen und Bürgern zu Gefühlen von Ohn- 
macht und Sprachlosigkeit führen muss. Sie 
hat nichts mehr mit dem zu tun, was das Bun- 
desverfassungsgericht 1985 in der Entschei- 


UNSERE SOLIDARITÄT GEGEN IHRE REPRESSION 


dung Brokdorf festgeschrieben zur gesell- 
schaftlichen Bedeutung von Versammlun- 
gen festgeschrieben hat: ein „Stück ur- 
sprünglich-ungebändigter unmittelbarer 
Demokratie“ zu sein, das geeignet ist, „den 
politischen Betrieb vor Erstarrung in ge- 
schäftiger Routine zu bewahren“. 

Ein Innensenator, der diesen massiven Ver- 
fassungsbruch zu verantworten hat, ist eine 
unmittelbare gegenwärtige Gefahr, der es 
entgegenzutreten gilt und dessen sofortige 
Ablösung ein notwendiges und richtiges Sig- 
nal wäre. 

Berlin, den 17. Dezember 2007 
Republikanischer Anwältinnen- und An- 
wälteverein e.V. (RAV) - Pressemitteilung 


Konföderation der Arbeiter aus der 
Türkei in Europa 


Stoppt die (Anklage)- 
Repressalien 


gegen fortschrittliche Migrantinnen und 
Ihrer rechtmäßigen Vereine in der BRD 


Am 5. Dezember 2007 wurde in den frühen 
Morgenstunden eine zeitgleiche Razzia in 3 
Bundesländern und in 8 Städten der BRD 
durchgeführt. Der Bundesgerichtshof in Kar- 
Isruhe, der diesen operationellen Angriff be- 
fahl, leitete die Durchsuchung gegen 2 Mi- 
grantenvereine von ATIF und ATIK sowie 10 
Personen in 13 Objekten ein. Einiger dieser 
betroffenen Personen sind links-demokra- 
tisch gesinnte Mitglieder der legalen ATIF 
Vereine. 

Allen Personen werden die „Mitglied- 
schaft“ bei der TKP/ML (Kommunistische 
Partei der Türkei / Marxistisch-Leninistisch) 
vorgeworfen! In dem ... Durchsuchungsbe- 
fehl wird erwähnt, dass diese kommunisti- 
sche Organisation in der BRD als „nicht ver- 
boten“ eingestuft wird. 

Hinzu kommt, dass sich alle bürgerlichen 
Medien auf die gleichen Vorurteile der Ju- 
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stizbehörden und der Staatsanwaltschaft be- 
rufen. Fortschrittliche MigrantInnen, die le- 
gitim ihre politische Meinungen offenkun- 
dig darlegen und sich organisieren, werden 
unrechtmäßig als „Mitglieder einer terrori- 
stischen oder linksextremistischen Organi- 
sation“ abgestempelt. Obwohl noch nicht 
mal ein richterlicher Beschluss verkündet 
wurde. 

Dieses Desinformationsstreben der herr- 
schenden Medien und der Nachrichtenagen- 
turen ist ein Indiz dafür, dass das Recht auf 
freien Informationsfluss zu Gunsten der 
Mächtigen aufgebaut ist. Auch in diesem de- 
mokratischen Lande wird immer wieder die 
Meinungsfreiheit missachtet. 

Fortschrittliche und politisch links einge- 
stellte einheimische Organisationen und ih- 
re AktivistInnen wie auch MigrantInnen in 
der BRD, die sich gegen Ausbeutung und 
weltweite Repressionen jeder Art und Mis- 
sachtung der Menschenrechte einsetzen, 
werden als „gemeingefährlich“ eingestuft 
und verfolgt. 

Infolgedessen kann unter Schirmherr- 
schaft des internationalen Kapitalismus die 
systematische Ausbeutung in der BRD un- 
behelligt weiter ausgeübt werden. Die 
ganzen Staatssicherheitsorgane sind blind 
auf dem rechten Auge, somit können die fa- 
schistischen Organisationen ihre rassisti- 
schen Angriffe ungestört ausüben. 

Deshalb fordern wir alle demokratischen 
Organisationen und Parteien und sowie Ein- 
zelpersonen dazu auf, der undemokratischen 
Vorgehensweise und ständig zunehmenden 
Repressionswelle der BRD entschlossen ent- 
gegenzutreten. 

Dieser Angriff gegen fortschrittliche Men- 
schen ist eine erneute Missachtung des 
Grundgesetzes der freien Meinungsäußerung 
und des Organisationsrechts in der BRD. 

© Unterstützt die Kampagne für das Ein- 
stellen des Verfahrens! 

e Solidarisiert Euch für eine lebenswerte 
freie Zukunft! 

e Stoppt die Repressalien gegen linke ein- 
heimische als auch migrantische Organisa- 
tionen und Vereine! 

Erhöht die Internationale Solidarität und 
Zusammenarbeit der Völker und aller Lohn- 
abhängigen dieser Welt! 

Stopp dem innen und außenpolitisch 
wachsenden imperialistischen Kriegswahn! 
Es lebe die Völkerfreundschaft! 

Hoch die Internationale Solidarität! 


Richten Sie Ihre Proteste bitte an: 
Generalbundesanwaltschaft Karlsruhe: 
Brauerstraße 30, 76135 Karlsruhe,Telefon: 
(0721)81910, Telefax: (0721) 81 91 59 0, 
eMail: poststelle@generalbundesanwalt.de 
oder poststelle@gba.bund.de 
Bundesministerium der Justiz: 
Mohrenstraße 37, 10117 Berlin, Telefon: 
(030) 18 580 - 0, Telefax: (030) 18 580 - 95 
25, Dienststelle BONN: Adenauerallee 99 - 
103, 53113 Bonn, Telefon: (0228) 99 580- 0, 
Telefax: (0228) 99 580 - 83 25, poststel- 
le@bmj.bund.de 
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Internationales Symposium 
gegen Isolation - ein Bericht 


Das 6. Internationale Symposium gegen 
Isolation fand in der Brüsseler Universität 
ULB vom 14. bis 17. Dezember 2007 mit 
Beteiligung von Delegationen aus Kuba, 
Venezuela, Haiti, Brasilien, Deutschland, 
Belgien, Holland, Großbritannien, Italien, 
Griechenland, Dänemark, Irak, Palästina, 
Libanon, Jordanien und der Türkei statt. 

Revolutionäre Gefangene aus verschie- 
denen Ländern sind dem Aufruf der Inter- 
nationalen Plattform gegen Isolation ge- 
folgt und haben sich an dem jährlich statt- 
findenden internationalen Solidaritätshun- 
gerstreik beteiligt. Gefangene aus der 
DHKP-C in der Türkei, politische Gefange- 
ne in der BRD, Schweiz, Italien, dem Bas- 
kenland und Spanien haben mit ihrer Teil- 
nahme am Hungerstreik die internationale 
Solidarität in die Praxis umgesetzt. 

Beim diesjährigen Symposium wurden 
unter dem Motto „Der Terror des Anti-Ter- 
ror-Krieges“ die Resultate der Rechts- und 
Freiheitsberaubungen, welche die 
Schwarzen Listen und Anti-Terror-Gesetze 
mit sich bringen, benannt und über ihre 
Auswirkungen auf die gewerkschaftliche, 
nationale und Volksbewegungen diskutiert. 

Im Rahmen des 6. Internationalen Sym- 
posiums gegen die Isolation wurden 6 Se- 
minare, eine Kulturveranstaltung und eine 
Pressekonferenz durchgeführt. 

An den Seminaren haben sich über 50 


Delegierte aus 18 verschiedenen Ländern 
beteiligt. 

Ebenfalls im Rahmen der internationalen 
Tage gegen die Isolation fand neben dem 
Symposium in Brüssel ein Treffen mit Par- 
laments- und Senatsmitgliedern in Italien 
statt, wonach 23 italienische Abgeordnete 
und Senatoren eine Initiative ergriffen und 
sich der Errungenschaften des Todesfa- 
stenwiderstandes angenommen haben. 
Demnach rufen sie dazu auf, den in der Tür- 
kei verabschiedeten Erlass 45/1, welcher 
bessere Haftbedingungen für die Gefange- 
nen bedeutet, gänzlich umzusetzen. 

Auf dem Symposium, das in den Spra- 
chen französisch, englisch und türkisch 
stattfand, wurden je nach Bedarf der Teil- 
nehmerinnen und Teilnehmer Übersetzun- 
gen ins Spanische, Italienische, Deutsche, 
Arabische und Persische gemacht. 


14. Dezember: Anti-Terrorismus und 


die Meinungsfreiheit 

Beim Seminar, an dem sich Delegierte aus 
Jordanien, Palästina, der Türkei und Belgi- 
en beteiligten, wurde über die Angriffe auf 
die Organisierungs- und Meinungsfreiheit 
informiert, die unter der Bezeichnung 
„Kampf gegen den Terror“ stattfinden. Es 
wurde auf die Notwendigkeit des Kampfes 
hiergegen hingewiesen. Die Redner Prof. 
Jean Bricmont von der katholischen Uni- 


„ES gibt Anzeichen für ein Problembewusst- 
sein der Justiz in den USA und in Europa“ 


Der Bremer Rechtsanwalt Eberhard Schultz 
hat am Wochenende auf einem Symposi- 
um in Brüssel über die Menschenrechte im 
Zeitalter des Anti-Terror-Kriegs gespro- 
chen. Peter Nowas führte mit ihm ein In- 
terview. 


Was ist für Sie als Menschenrechtsanwalt 
das besondere neue Merkmal der Freiheit- 
seinschränkungen im Zeitalter des Anti- 
Terror-Kampfes? 

Guantanamo und Abu Ghraib sind die 
Vorboten einer weltweiten Wiederkehr der 
mittelalterlichen Vogelfreiheit. Die neue 
Qualität sehe ich in dem Versuch, Teile der 
Bevölkerung als „Feinde“ auszugrenzen 
und ausdrücklich zu rechtlosen Objekten zu 
machen, wie es die Lehre vom so genann- 
ten Feindstrafrecht ausdrücklich fordert. 


Nun stehen Guantanamo und Abu Ghraib 
‚für die Politik der USA nach dem 11.9.2001. 
Sehen Sie in Europa und speziell auch in 


Deutschland ähnliche Entwicklungen? 
Durchaus, wenn wir an die unsägliche 
Folterdebatten denken, die regelmäßig bei 
medienwirksame Entführungen, Geisel- 
nahmen usw. losgetreten wird. Oder an den 
flächendeckenden Widerruf des Status von 
Asylberechtigten aus Afghanistan, dem 
Irak und der Türkei, wo angeblich keine 
Verfolgung mehr stattfindet. Die ersten 
Kurden, die seinerzeit wegen ihrer Tätigkeit 
für die kurdische Bewegung als politisch 
Verfolgte anerkannt wurden, sind soeben 
an die Türkei ausgeliefert worden. Erinnert 
sei auch an das vom Parlament verab- 
schiedete „Luftverkehrs.Sicherheitsgesetz“, 
das für den Fall einer Kaperung eines Flug- 
zeugs durch mutmaßliche Terroristen den 
Abschluss des Flugzeuges vorsah, also den 
Tod Hunderter Unschuldiger. Solche Stim- 
men stehen nicht nur für eine andere Re- 
publik sondern auch für ein anderes Euro- 
pa. Es war doch bisher aufgrund der Eu- 
ropäischen Menschenrechtskonvention 


versität Leuven, Dogan Özgüden im Namen 
von Info-Turc, As’ad Ali Hasan Hüseyin, 
Redakteur von Al-Arab Al-Yawn und der 
Jordanier Hisam Bustani haben in dem Se- 
minar auf die Gemeinsamkeiten der Anti- 
Terror-Gesetze und der Repression gegen 
die Meinungsfreiheit vom Nahen Osten bis 
Europa hingewiesen. 


Isolation gegen Völker und Nationen 

In dem Seminar, an dem sich neben des 
Botschaftern Kubas und Venezuelas der 
palästinensische Gefangenenminister be- 
teiligt haben, wurde die Isolation gegen Na- 
tionen und Völker thematisiert. Die Betei- 
ligung von Botschaftern und Ministern war 
gleichzeitig ein Zeichen für die Legitimität 
des 6. Internationalen Symposiums gegen 
Isolation. Anhand von Beispielen wie Em- 
bargos, Krieg und Besatzungen wurden die 
imperialistischen Angriffe gegen die Völ- 
ker der Erde verdeutlicht. 

Während des teils visuellen Beitrages des 
venezolanischen Botschafters wurde die 
Entschlossenheit des Kampfes für Sozialis- 
mus unter der Führung Chavez’ unterstri- 
chen. Die neuerliche Niederlage des sozia- 
listischen Referendums in Venezuela habe 
laut Botschafter nicht den Willen zu kämp- 
fen gebrochen; im Gegenteil, mit den Lek- 
tionen aus der Niederlage würde derselbe 
Kampf noch entschlossener geführt wer- 
den. 

Der kubanische Botschafter erklärte, dass 
das 50-jährige Embargo nicht nur eine wirt- 
schaftliche Einschränkung sei, sondern 
dass dieses ein offener Umzingelungsein- 
satz sei. Er betonte, dass diese Umzingelung 
eine imperialistische Vernichtungsblocka- 


Konsens, dass das Grundrecht auf Leben 
und körperliche Unversehrtheit ebenso not- 
standsfest ist wie das Folterverbot. Es darf 
also auch im Fall von Krieg und Ausnah- 
mezustand nicht außer Kraft gesetzt wer- 
den. 


Welche Auswirkungen haben die viel zi- 
tierten Schwarzen Listen konkret? 

Für die Betroffenen bedeutet dies 
zunächst vor allem die Beschlagnahme ih- 
rer Bankkonten und die Abstempelung als 
„Terrorist“. Auch sah die „EU-Terrorliste“ 
keine Begründung und keine Anfechtungs- 
möglichkeit vor. 

Im Fall von Professor Jose-Maria Sison, 
einem in den Niederlanden anerkannten 
Flüchtlinge aus den Philippinen, haben wir 
mit Hilfe eines internationalen Verteidiger- 
teams erreichen können, dass der Europäi- 
sche Gerichtshof in Luxemburg diese Pra- 
xis fürkonventionswidrig erklärte. Das hat- 
te zur Folge, dass Professor Sison von der 
Liste gestrichen wurde und kurz darauf mit 
einer floskelhaften und völlig abwegigen 
Begründung erneut in die Liste aufgenom- 
men wurde. 

Wir stehen also vor weiteren juristischen 
Auseinandersetzungen, diesmal mit einer 


de sei und die Embargos darauf abzielten, 
den Willen des kubanischen Volkes zu ver- 
nichten. 


15. Dezember: Seminar über 
Gefangene 


Während des Seminars über Gefangene be- 
tonten der türkische Anwalt Behic Asci, 
Delphine Paci vom internationalen Ge- 
fängnisbeobachtungskomitee, Präsident 
der belgischen Liga für Menschenrechte Be- 
noit Van Der Meerschen, die Delegation des 
palästinensischen Gefangenenministeri- 
ums und das Komitee für Meinungs- und 
Organisierungsfreiheit CLEA, dass die Iso- 
lationspraktiken gegen Gefangene von 
Land zu Land unterschiedlich seien, aber 
dass das Prinzip der Isolation darauf ab- 
ziele, die Widerstandskämpferinnen und - 
kämpfer zu brechen und sie ihrer Identität 
zu berauben. 


Kulturveranstaltung „Özgür Tutsak“ 


Eines der Aktivitäten am zweiten Tag des 
Symposiums war die Kulturveranstaltung 
unter der Bezeichnung “Özgür Tutsak” 
(Freie Gefangene). Neben Vertreterinnen 
der Internationalen Plattform gegen Isola- 
tion hielten der Anwalt Behic Asci und der 
belgische Senator Josy Dubie Reden. Mu- 
sikalische Beiträge lieferten die Bands 
Crystal, Nuray und Taner und Grup Yorum. 
Während Crystal lateinamerikanische Lie- 
der spielte, führten Nuray und Taner Volks- 
lieder aus der Türkei auf. Als letzte Band 
spielte Grup Yorum und rundete das Ge- 
samtrepertoir mit Halayliedern und inter- 
nationalistischen Märschen ab. 


breiteren Unterstützung der kritischen Öf- 
fentlichkeit. 


Sehen Sie also auch Zeichen für ein Pro- 
blembewusstsein bei in die Justiz? 

Ja. Kürzlich sind in Dänemark Vertreiber 
von T-Shirts mit dem Emblem der kolum- 
bianischen FARC vom Vorwurf der Terro- 
rismusunterstützung freigesprochen wor- 
den. Solche mutige Entscheidungen gibt es 
immer wieder, auch bei uns und dem Eu- 
ropäischen Gerichtshof für Menschenrech- 
te. Selbst in den USA hat der Supreme Court 
der Bush Administration bei dem Versuch, 
mit Guantanamo einen rechtsfreien Raum 
zu schaffen, eine deutliche Absage erteilt. 
Es lohnt sich also, an die juristischen Front 
zu kämpfen. Mit der weiteren Unterstüt- 
zung der Öffentlichkeit kann es dann hof- 
fentlich gelingen, die vom Gericht er- 
kämpften Rechte auch bei den zuständigen 
Polizei- und Verwaltungsbehörden durch- 
zusetzen. 


Fühlt sich nicht die große Mehrheit der Be- 
völkerung mit Recht gar nicht betroffen von 
den Schwarzen Listen und reagiert deshalb 
darauf nicht? 

Derzeit sind davon in erster Linie mut- 


Eine weitere Darbietung an diesem Abend 
stellte die Fotoausstellung der italienischen 
Journalistinnen Grazzia Cecchoni und Em- 
manuela Rubini dar. Sie stellten ihre Fotos 
aus, die sie während des 7-jährigen Todes- 
fastenwiderstandes in der Türkei gemacht 
hatten. Die Ausstellung zog die Aufmerk- 
samkeit der Besucherinnen und Besucher 
auf sich. 


16. Dezember: 


Am dritten Tag des Symposiums fanden 
drei verschiedene Seminare hinsichtlich der 
Anti-Terror-Gesetze und der Schwarzen Li- 
sten statt. 


Basisrechte und 


die Juristinnen 
Beim Seminar, an dem sich Anwalt Flavio 
Rossi (Italien), Anwalt Jan Fermon (Belgi- 
en), Anwältin Sahar Mahdi (Irak), Anwalt 
Eberhard Schultz (BRD), Anwalt Selcuk Ko- 
zagacli (Türkei), Anwalt Mario Joseph (Hai- 
ti) und der persönliche Vertreter des ehe- 
maligen algerischen Staatspräsidenten Ah- 
met Bin Bella beteiligten, wurde offenge- 
legt, dass die Anti-Terror-Gesetze unter der 
Bezeichnung “Kampf gegen den Terror” 
verabschiedet, wie somit Begriffe wie Recht 
und Gerechtigkeit ihres Inhaltes beraubt 
und dass bezweckt wird, Rechte und Frei- 
heiten, die im Laufe von Jahrhunderten er- 
rungen wurden, somit auszulöschen. 
Während beim Seminar die wirklichen 
Ausmaße der Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit in den Gefängnissen Haitis 
und Iraks vor Augen geführt wurden, stell- 
te sich heraus, dass die Praktiken in der 
BRD, in Italien und Belgien nicht anders 


maßliche „Terroristen“ betroffen und alle, 
die in das „Feindbild Terrorismus“ „böser 
Moslem“ passen. Aber es wird versucht, die 
menschenrechtswidrige Praxis auf die mi- 
litante soziale Protestbewegung auszudeh- 
nen, wie das Beispiel der G8-Proteste und 
der neuen 129a-Verfahren zeigt. Die große 
Mehrheit wird derzeit vor allem mit den 
Mitteln der PC-Onlinedurchsuchungen, der 
Videoüberwachung usw. zum „gläsernen 
Menschen“ gemacht und unter General- 
verdacht gestellt. Orwells „1989“ hat im 
neuen Jahrtausend endgültig seinen Ein- 
zug gefunden. Einzelne können allerdings 
schon jetzt bei den zunehmend aggressi- 
veren „Anti-Terrormaßnahmen“ Opfer von 
„Kollateralschäden“ werden. 


Sie sehen also Möglichkeiten, die Kritik an 
den Schwarzen Listen und dem breit ge- 
‚Jfächerten Widerstand gegen Vorratsdaten- 
speicherung zu verbinden? 

Das ist möglich und unbedingt notwen- 
dig, damit wir nicht in eine vollkommen 
unsolidarische Gesellschaft geraten, die 
dem neoliberalen Projekt von Konkurrenz 
und Krieg nach außen und innen keinen 
Widerstand mehr entgegensetzen kann. 

Interview: Peter Nowak 
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sind und dass unter der Bezeichnung 
„Kampf gegen den Terror“ die Gefängnis- 
bedingungen weltweit härter werden. 


Basisrechte und -freiheiten und 
Organisierungsfreiheit 

An diesem Seminar beteiligten sich CLEA 
aus Belgien, OPROR aus Dänemark, CAM- 
PACC und Cage Prisoners aus England, 
Netzwerk Freiheit für alle politischen Ge- 
fangenen und die Anatolische Föderation 
aus der BRD und informierten über die An- 
ti-Terror-Gesetze und ihre Auswirkungen 
auf gesellschaftliche Bewegungen. 

Die grundlegendste Tatsache bei diesem 
Seminar war, dass die Angriffe gegen die 
Rechte und Freiheiten zwar in verschiede- 
nen Ländern stattfinden, aber im Grunde 
dieselben Angriffe darstellen und vom sel- 
ben Zentrum herrühren. Eine weitere Fest- 
stellung war, dass die Kämpfe gegen die An- 
griffe generell unergiebig und lediglich im 
nationalen Rahmen stattfinden. Es be- 
stätigte sich ein weiteres Mal die Tatsache, 
dass ein international organisierter Kampf 
gegen diese Angriffe notwendig ist. 

Gesellschaftliche Bewegungen und Ein- 
schränkung der Freiheiten. 

An diesem Seminar beteiligten sich ne- 
ben den Vertretern der griechischen Ge- 
werkschaften ADEDY und DOE der Filia- 
lenvorsitzende des belgischen Gewerk- 
schaft ABVV, die belgische ATTAC Vertre- 
tung, ein Vertreter der italienischen Orga- 
nisierung ASP und der Redakteur der itali- 
enischen Zeitung Senza Censura. Die Rede 
des Vertreters der türkischen Gewerkschaft 
DISK Genel-Is, Mehmet Karagöz, der sich 
nicht am Symposium beteiligen konnte, 
wurde ebenfalls verlesen. 

Während des letzten Seminars wurden 
die Solidaritätsbotschaften der Roten Hilfe 
Deutschland, 23. Novembre Resistance Mo- 
vement aus Bulgarien und Vereinigte Lin- 
ke Europa verlesen. Anschließend wurde er- 
klärt, welche Gefangenen sich an den die- 
sjährigen Solidaritätshungerstreiks beteili- 
gen. 


17. Dezember: 


Pressekonferenz 

Am Mittag des 17. Dezember fand in den 
Räumen belgischen Liga für menschen- 
rechte eine Pressekonferenz statt. Auf der 
Konferenz bewerteten die Delegierten, die 
sich am Symposium beteiligt hatten, das 
diesjährige Symposium. An der Konferenz 
beteiligten sich neben der belgischen na- 
tionalen Nachrichtenagentur diverse Zei- 
tungen. 

Im Anschluss an die Pressekonferenz 
wurde von der HÖC (Front für Rechte und 
Freiheiten) eine spontane Protestkundge- 
bung vor der türkischen Botschaft in Brüs- 
sel organisiert. Anlass dafür war die Er- 
mordung der DHKC-Kämpferin Kevser 
Mizrak in Ankara am 10. Dezember 2007. 
An dieser Kundgebung beteiligten sich ne- 
ben den Mitlgiedern der HÖC auch die in- 
ternationalen Delegationen. 
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Internationale Hungerstreiks an den 
internationelen Kampftagen gegen 
die Isolation 


Folgend der Text, der auf dem Symposium 
hinsichtlich der Solidaritätshungerstreiks 
der politischen Gefangenen verlesen wur- 
de: 

Am Hungerstreik beteiligen sich bisher: 

Ilhan Yelkuvan und 8 soziale Gefangene, 
Hamburg, Santa Fu 

Aus ihrem Brief: 

„Von Guantanamo bis zu Abu Ghraib, 
von den F-Typen bis zu den Mauern Palä- 
stinas dauern Folter und Massaker in vie- 
len Teilen der Welt an. 

Die Folter und Massaker, die hinter den 
Mauern andauern, sind unmenschlich. Die- 
se Angriffe finden statt, um die Wider- 
standskämpferinnen und -kämpfer zu iso- 
lieren und zu vernichten. 

So sehr sie auch versuchen, die Völker zu 
verängstigen und einzuschüchtern: 

‚Solange die Herzen wachsen, verringern 
sich die Ängste, wenn die Ängste wachsen, 
schrumpft die Menschlichkeit.” 


Devrim Güler, Schwäbisch Hall: 

Ich möchte Behic Asci grüßen. Er hat uns 
die selbstlose Solidaritätsbereitschaft ge- 
lehrt. 

Außerdem grüße ich die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des Symposiums, die für 
Menschenrechte und ihre Ideale keine 
Mühe und Not scheuen. 


Rainer Dittrich, Lübeck: 

Es macht mich glücklich zu sehen, wie 
internationale Kämpfe und die Aktionen 
der revolutionären Strukturen sich gegen- 
seitig beeinflussen. 

Verliert nicht euren Glauben an die Zu- 
kunft, die Opferbereitschaft, und den Glau- 
ben an den Zusammenhalt; stärkt die Ent- 
schlossenheit des Kampfes, den politischen 
und menschlichen Willen. 


Die Aachen 4: 
Jose Fernandez Delgado, Rheinbach 
Rafael Martinez Zea, Puerto III 
Joaquin Garcia Villacampa, Castellon 
Gabriel Pombo Da Silva, Aachen 

Es hat sich im Kampf gegen den Kapita- 
lismus nichts an ihren Plänen des Ausbeu- 
tung und Unterdrückung geändert ... Wir 
sind gezwungen, einen langen Kampf bis 
zur Beseitigung des Kapitalismus zu führen. 


Marco Camenisch, Regensdorf 
Christian Facchinetti, Bologna 
Federico Rizzoli, Bologna 

Juan Fernandez Sorroche, Ferrara 
Matteo Greco, Voghera 
Gefangenen aus PCE(r)/GRAPO 
Gefangene aus der DHKP-C 


Ivano Fadda, Cagliari sandte eine Solida- 
ritätsbotschaft und erklärte, aus gesund- 
heitlichen Gründen nicht am Hungerstreik 
teilnehmen zu können. 


Jean-Marc Rouillan: 
Positive Entscheidung 


Kommunique der Gruppe NLPF! 

Am 6. Dezember hat das Berufungsgericht 
die Hafterleichterungen, die Jean-Marc 
Rouillan, Gefangener aus der Action Direc- 
te, am 26. September in Paris zugesprochen 
worden waren, anerkannt. 

Nach fast 21 Jahren Haft ist es für Jean- 
Marc Rouillan ein erster Schritt in Richtung 
Freiheit und das Collectif Ne Laissons Pas 
Faire! freut sich darüber. 

Aber Hafterleichterung bedeutet nicht 
Freilassung. Für Nathalie Menigon fiel eine 
vergleichbare Entscheidung, die seit dem 2. 
August 2007 in Kraft ist. Auch Jean-Marc 
Rouillan wird zur Hälfte in Haft bleiben. Er 
muss tagsüber arbeiten und über Nacht und 
am Wochenende ins Gefängnis zurück. 

Dennoch ist es ein Sieg für die Militanten 
aus Action Directe, die rauskommen, ohne 
abgeschworen zu haben. Joelle Aubron, Ge- 
orges Cipriani, Nathalie Menigon und Jean- 
Marc Rouillan sind ihrem antiimperialisti- 
schen und antikapitalistischen Engagement 
immer treu geblieben. Während all der Jah- 
re der Haft unter teilweise extremen Bedin- 
gungen sind sie solidarisch geblieben. 

Georges Cipriani hat im November 2007 
einen Antrag auf Freilassung auf Be- 
währung, gestellt. Dieser Antrag wird in 
sechs Monaten entschieden, und nichts 
könnte eine Ablehnung rechtfertigen. 

Regis Schleicher ist 1984 verhaftet wor- 
den und im 24sten Haftjahr! Er kann erst 
Anfang 2008 einen Antrag auf Freilassung 
stellen. Wie bei Georges Cipriani wäre eine 
Ablehnung von Justizseite völlig inakzep- 
tabel. 

Wir werden weiter für die vollständige 
Freilassung aller Gefangenen aus Action Di- 
recte mobilisieren! 

Paris, den 6. Dezember 2007-12-08 Collec- 
tif „Ne laissons pas faire!“ 
nlpf@samizdat.net - http://nlpf.samiz- 
dat.net 

Freilassung der Gefangenen aus Action Di- 
recte 


Italien 


Eintretensprozess 
gegen verhafteten 
KommunistInnen 


Am 12.12. begann in Mailand der 
Eintretensprozess gegen 17 verhaftete 
GenossInnen. 


Zur Erinnerung: Am 12.2.07 fand in Itali- 
en und der Schweiz eine großangelegte Ra- 
zzia von über 500 Beamten in Form von 
Spezialeinheiten, Staatsschutz, militäri- 
schen Einheiten und so weiter statt. 


Die international angelegte Repressions- 
aktion richtete sich gegen die Konstitu- 
ierung einer politisch militärischen kom- 
munistischen Partei (PC p-m). Verhaftet 
wurden aktive BasisgewerkschafterInnen, 
StudentInnen, Militante von Antikriegs- 
wie politischen Widerstandsbewegungen, 
einer war aus der Illegalität heraus verhaf- 
tet worden. Politisch führen ihre Wurzeln 
zurück zur Debatte innerhalb der Brigate 
Rosse, aus der heraus 1984 zwei Positionen 
entsprangen. In der PC p-m findet sich die 
2. Position wieder. 

Vier von ihnen erklärten sofort, Militan- 
te der Konstituierung der PC p-m zu sein, 
zehn verweigerten die Aussage, eine/r ent- 
schied sich zur Kollaboration, die wieder- 
um führte im August und Dezember zu wei- 
teren drei Verhaftungen. 

Eine große, auch internationale Solida- 
ritätswelle schlug der Repression entgegen. 
Diese entstand in den Fabriken, sozialen 
Zentren, der politischen Widerstandsbewe- 
gung generell. Internationale Aktionen 
wurden aus Frankreich, Belgien, Deutsch- 
land, Schweiz und Spanien bekannt. Die 
Texte der Gefangenen wurden selbst ins 
türkische übersetzt. 

Die vier Gefangenen Bortolato, Davanzo, 
Latino und Sisi (sie erklärten sich politisch 
zugehörig zur Konstituierung der PC p-m) 
verhielten sich politisch sehr offensiv: Ihre 


Chile 


Mapuche- 
Gefangene im 


Hungerstreik 


Mitte Oktober begannen die Gegangenen 
ihren Streik. Am 57. Tag ihres Hunger- 
streiks ist der Gesundheitszustand der po- 
litischen Mapuche-Gefangen in der kriti- 
schen Phase angelangt. 


Zwei der wegen „terroristischer Vergehen“ 
Inhaftierten haben bereits 2006 mehr als drei 
Monate lang die Nahrungsaufnahme verwei- 
gert. Bei den Gefangenen handelt es sich um 
Jose Huenchunao, Jaime Marileo, Hector 
Llaitul, Jose Millalen und die Aktivistin Pa- 
tricia Troncoso, die als einzige nicht in di- 
rekter Linie vom Volk der Mapuche, der größ- 
ten Volksgruppe Chiles, abstammt. 

Die Streikenden, die nur Wasser und den 
traditionellen Matetee zu sich nehmen, ha- 
ben zwischen 16 und 22 kg verloren und lei- 
den unter Schwindelanfällen, Sehproblemen, 
Nierenversagen und Kreislaufstörungen. Ihr 
Zustand ist derart kritische, dass die Gendar- 
meria (Gefängnisschutzwache) die Justiz ein- 
geschaltet hat, um eine jederzeitige Verbrin- 


Erklärungen findet Ihr unter www.rhi- 
sri.org 

Wie zu erwarten war, wurde der Eintre- 
tensprozess von allen Gefangenen und un- 
ter Hausarrest gesetzten GenossInnen poli- 
tisch offensiv geführt. Eine lange Erklärung 
wie auch das Verhalten im Prozess selbst 
war politisch offensiv. 

Das Datum 12.12. war politisch sehr bri- 
sant. Erinnert sei an dieser Stelle: am 
12.12.69 explodierte in Mailand in einer 
Bank an der Piazza Fontana am helllichten 
Tag eine Bombe, die sofort den Anarchisten 
in die Schuhe geschoben wurde. Der Ge- 
nosse Pinelli wurde im Verlaufe des Verhörs 
aus dem Fenster gestoßen und starb. Diese 
Bombe war Teil der berühmt berüchtigten 
Strategie der Spannung. 

Dass gerade dieses Datum für den Pro- 
zess gewählt wurde, ist wohl kein Zufall. 
Dass die faschistische Partei Forza Nuova 
auf die Straße mobilisierte und sich als Zi- 
vilpartei konstituierte, gehört mit in diese 
politische Brisanz! 

Es gab sehr wohl eine Mobilisierung hin 
zum Prozessbunker, aber von linker Seite 
her. Auch im Ausland gab es zahlreiche Zei- 
chen der Solidarität: von Grußbotschaften 
bis hin zu Sprayaktionen in Deutschland 
und Frankreich oder Brandanschlag und 
Sprayaktionen in der Schweiz. 

Die Gefangenen der PC p-m gingen 


gung der Gefangenen ins Hospital von Angol, 
im Süden des Landes, unternehmen zu kön- 
nen. Dort sollen die Hungerstreikenden ge- 
gen ihren Willen zwangsernährt werden. 

Marileo und Troncoso wurden 2001 wegen 
terroristischer Brandstiftung zu einer 
Haftstrafe von 10 Jahren und einem Tag ver- 
urteilt und sind seither im Gefängnis. Außer- 
dem müssen sie zusammen mit anderen für 
schuldig Befundenen ca. 840.000 Dollar an 
die geschädigte Holzfirma zahlen. 

Huenchunao, der Gründer der radikalen 
Coordinadora Arauco Malleco (CAM), der 
wegen desselben Delikts verurteilt ist, war bis 
März dieses Jahres auf der Flucht vor der Ju- 
stiz. 

Bei den „Terrorakten“ handelt es sich um 
das Niederbrennen von 100 ha Pinienan- 
pflanzung der Holzfirma Mininco im ca.670 
km von Santiago entfernten Ercilla, in der 
Region des von den Mapuche als ihr tradi- 
tionell angestammtes Territorium angesehe- 
nen Araucania/Araukanien. 

Um diesen und andere Widerstandshand- 
lungen der Mapuche gegen ihre Enteignung, 
Vertreibung und Diskriminierung verurteilen 
zu können, brachte der damalige Präsident 
Ricardo Lagos (2000-2006) das von der Mi- 
litärdiktatur von Augusto Pinochet (1973- 
1990) eingeführte Antiterrorismusgesetz zur 
Anwendung. Diese Vorgehensweise wurde 
und wird von nationalen und internationa- 
len Menschenrechtsorganismen scharf kriti- 
siert, die die verhängten Strafen als unver- 
hältnismäßig ansehen und die politischen 
und territorialen (Rechts-) Forderungen der 


während des Symposiums gegen Isolation 
(14. - 17. Dezember) in Brüssel in Solida- 
rität mit der Isofolter gegen die türkischen 
Gefangenen in einen Hungerstreik und 
führten ihn angesichts der Isolation, in der 
sich einige von ihnen seit mehr als 10 Mo- 
naten befinden, weiter. 

Das Gericht übernahm selbstverständ- 
lich, entgegen allen Anträgen der politi- 
schen Verteidigung, die Wünsche der 
führenden Untersuchungsrichterin Boccas- 
sini. 

Das eigentliche Prozessdatum ist auf den 
27. März festgelegt! 

Gegen alle im Verfahren angeschuldig- 
ten, die nicht verhaftet wurden, läuft das 
Ermittlungsverfahren auf polizeilich-stast- 
schützerischer Ebene weiter. Die Ermitt- 
lungshandlungen haben nicht abgebro- 
chen, die in den Akten aufgetauchten Te- 
lefonkontroll-Protokolle und Observati- 
onsbericht sichern diese von den Betroffe- 
nen gemachten Beobachtungen. 

Wir fordern alle auf, sich zum Prozess so- 
lidarisch zu verhalten. Angegriffen wird ein 
revolutionäres Projekt mit langjähriger 
Kontinuität und Perspektive zugleich: ge- 
meint sind alle, die im Kampf gegen Kapi- 
talismus und Imperialismus eine revolu- 
tionäre entwickeln wollen! 

Mehr und laufend aktuelle Infos findet ihr 
unter: www.rhi-sri.org 


Mapuche nicht als Terrorakte einschätzen, 
sondern für legitim erachten. 

Die wegen dieses Fallsin Angol (Araucania) 
Einsitzenden haben stets ihre Unschuld ge- 
genüber den Anschuldigen erklärt. 

Llaitul, ebenfalls Mitglied der CAM, befin- 
det sich in Untersuchungshaft. Ihm werden 
mehrere Vergehen zur Last gelegt; darunter 
die besagte Brandstiftung. Millalen ist wegen 
Verstoßes gegen das Gesetz zur Inneren Si- 
cherheit des Staates zu vier Jahren und ei- 
nem Tag verurteilt. 

Die Gefangenen haben in mehreren Kom- 
muniques ihre Forderungen, die die extreme 
Maßnahme des Hungerstreiks erklären, zum 
Ausdruck gebracht. Die wichtigsten davon 
sind die sofortige Freilassung aller - 20- po- 
litischen Mapuche-Gefangenen, die Entmili- 
tarisierung ihrer Gebiete und die Beendigung 
der Repressionen gegen die Mapuche-Ge- 
meinden, die aktiv für ihre politischen und 
territorialen Rechte kämpfen. 

Außerdem verlangen die Hungerstreiken- 
den die Einstellung der gegen die Mapuche- 
AnführerInnen gerichteten politisch-juristi- 
schen Konstruktionen. 

Jaime Marileo und Patricia Troncoso hat- 
ten gemeinsam mit anderen Angehörigen der 
Mapuche-Gemeinschaft bereits zwischen 
März und Mai 2006 einen Hungerstreik von 
72 Tagen durchgeführt, der von 67 Personen 
fortgesetzt worden war. 

Diesen Hungerstreik hatten sie abgebro- 
chen, weil sie Hoffnungen in ein von Parla- 
mentsbeamten vorgelegtes Gesetzesprojekt 
gesetzt hatten, das per Dekret, mit dem die 
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Strafen in eine Entlassung unter Auflagen 
verwandelt werden sollten, ihre Freilassung 
in Aussicht gestellt hatte. Diese Alternative, 
die jedoch vom Parlament abgelehnt wurde, 
war nach einer massiven Kampagne zur Sen- 
sibilisierung der nationalen und internatio- 
nalen Öffentlichkeit entstanden. 

Der Vater von Patricia Troncoso kommen- 
tierte gegenüber IPS: „Ich habe drei oder vier 
Briefe an die Präsidentin Michelle Bachelet 
geschrieben. Doch ich erhielt nur die Mittei- 
lung, dass sie diese nicht beantworten kön- 
ne, weil sie zu beschäftigt sei“, und hoff- 
nungslos fügte er hinzu: „Die Regierung hat 
zu nichts Stellung bezogen. Wir haben um 
die Einrichtung einer Dialogrunde gebeten, 
aber wir wissen nicht, was wir noch tun sol- 
len, damit sie uns beachten.“ 

Patricia Troncoso (37), die sich stark für die 
Belange der Mapuche engagiert, selbst sagt: 
„Wenn sie uns in korrekter Weise inhaftiert 
hätten, wäre die Lage normal. Aber die Ver- 
fahren waren voller Unregel- 
mäßigkeiten: Es gab falsche, be- 
zahlte und vermummte Zeu- 
gen.“ 

Angesichts der Gleichgültig- $ 
keit der Autoritäten haben sechs 
Angehörige und Freunde der po- 
litischen Mapuche-Gefangenen 
am 21. November ebenfalls ei- 
nen Hungerstreik begonnen. - 
Weitere Angehörige und Unter- 
stützende errichteten letzte Wo- 
che ein Protestcamp auf dem 
Außengelände des Gefängnisses ® 
von Angol. Zu ihrer Einschüch- 
terung hat die Wachgarde in- | 
zwischen bereits Warnschüsse 
abgegeben. 

Das öffentliche Zentrum für 
Menschenrechtsbeobachtung 
mit Sitz in Temuco hat am ver- 
gangenen Mittwoch die Auto- 
ritäten aufgefordert, den Rechts- 
forderungen der Gefangenen Mapuche zu 
entsprechen: „Wir sind weiterhin der Über- 
zeugung, dass ihre Strafen ungerecht sind 
und dass ihre Inhaftierung die dramatische 
Konsequenz der Politik der Kriminalisierung 
des sozialen Indigenaprotestes ist, die von 
den Regierungen der Pakts der Politischen 
Parteien für Demokratie, die seit 1990 an der 
Macht sind, in Gang gesetzt worden ist.“ 

Im Verlauf der vergangenen Monate haben 
in Temuco, Santiago und weiteren Städten 
Chiles Demonstrationen für die Lösung des 
Konflikts stattgefunden, der auch in Europa 
ein Echo gefunden hat. Der Richter im Ru- 
hestand Juan Guzmän, der den Fall gegen Pi- 
nochet führte, ist eine der wenigen Persön- 
lichkeiten, die sich öffentlich zugunsten der 
Hungerstreikenden ausgesprochen haben. 

Seit 2006 bemüht sich eine Gruppe von 
Menschenrechtsanwältlinnen, gesetzliche 
und administrative Lösungen für diesen Fall 
zu finden. Einer von ihnen ist Alberto Espi- 
noza, der die Hungerstreikendem am 2. De- 
zember besucht hat. Er war Teil der Men- 
schenrechtskommission der Abgeordneten- 
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kammer, die sich bemüht hat, die Realität der 
Indigenas darzulegen und die Parlamenta- 
rierInnen dazu zu bewegen, ein Gesetzespro- 
jekt zu befürworten, das die Strafen für 
Brandstiftung herabsetzt. Dank der Unter- 
zeichnung von neun Legislaturbeamten wird 
die Gesetzesinitiative eingebracht werden. 
Sie war auch das Ziel eines Treffens von Espi- 
noza mit dem (für Parlamentsbeziehungen 
zuständigen) ministeriellen Generalsekretär 
der Präsidenz, Jose Antonio Viera-Gallo, der 
jedoch lediglich versprach, „die Situation zu 
studieren“. Der Anwalt schätze seine Haltung 
dennoch „als positiv“ ein. 

Eine andere, von den Menschenrechtsan- 
wältInnen vorgeschlagene Alternative ist die 
Zusage verschiedener Hafterleichterungen 
wie Freigänge nach Hause und die Verlegung 
in ein Gefängnis aufdem Land. Espinoza, An- 
walt der Stiftung für Soziale Unterstützung 
der Christlichen Kirche, glaubt, dass alle die- 
se Schritte die Mapuche und die Aktivistin 


aufmuntern und dazu bewegen können, 
ihren Hungerstreik einzustellen. Gleichzeitig 
aber bezeichnet er es als schwierig, dafür ei- 
ne Garantie zu geben, „denn die Rechtsfor- 
derungen, die sie stellen, sind keine Angele- 
genheit einer sofortigen Lösung“. 

Die Angehörigen der Gefangenen ihrerseits 
haben den ebenfalls Anwalt für Menschen- 
rechte Humberto Lagos damit beauftragt, ei- 
nen Dialogtisch durchzusetzen, an dem u.a. 
die Regierung und die Katholische Kirche, die 
sich besorgt über den Fall gezeigt hat, betei- 
ligt sein sollen. Die Dialoggruppe soll sich mit 
den fragwürdigen Gerichtsverfahren, die bis- 
lang gegen Mapuche-Gemeindemitglieder 
geführt worden sind, befassen sowie mit den 
repressiven Aktionen, die von den Gemein- 
den angeklagt wurden, die politische und ter- 
ritoriale Rechtsforderungen erhoben haben. 
Lagos sagte gegenüber IPS, dass er mit bal- 
digen Neuigkeiten rechnet. 

„Ich habe heute mit meiner Tochter ge- 
sprochen, erzählt indessen der Vater von Pa- 
tricia Troncoso, und sie gebeten, den Hun- 
gerstreik einzustellen. Aber sie will nicht. Sie 


sagt, dass sie ihn bis zu den letzten Konse- 
quenzen fortsetzen wird‘. 

( Quelle: http://www.ipsnoticias.net/nota. 
asp?idnews=86833 ) 

freie Übersetzung:tierr@ 


Beginn einer Dialoggruppe 


zum Hungerstreik 
Am 17.Dezember wird erwartet, dass sich ei- 
ne Dialoggruppe bildet zwischen den An- 
gehörigen und SprecherInnen der politischen 
Mapuche-Gefangenen von Angol, dem In- 
nenministerium und dem Bischof von Temu- 
co als Vermittler. Von dem Zustandekommen 
dieses Gremiums wird es abhängen, ob Llai- 
tul und Troncoso den Streik beenden. 
Hungerstreik: Öffentliche Erklärung her- 
ausgegeben durch die politischen Mapuche 
Gefangenen aus dem Gefängnis von Angol 


Öffentliches Kommunique 


An die Mapuche-Nation, an das chilensi- 

che Volk, an die nationale und 
J internationale Öffentlichkeit: 
" Als im Gefängnis von Angol 
ı festgehaltene politische Mapu- 
E che Gefangenen im Hunger- 
streik erklären wir: 

1. dass wir nach 66 Tagen 
Hungerstreik die Vermittlungs- 
bemühungen des Bischofs von 
| Temuco Pater Camilo Vial, als 
humanitären Einsatz begrüßen 
und unterstützen. 

2. dass Dank seiner Mühe die 
Regierung durch den Innenmini- 
ster ihre Bereitschaft erklärte, am 
Montag, den 17.Dezember, einen 
Verhandlungstisch einzurichten. 
" 3. dass wir Besuche von eini- 
| gen Regierungsangestellten er- 
halten haben, darunter dem Vi- 
zejustizchef der neunten Region; 
mit denen wir zu keinerlei Übe- 
reinkunft kamen und denen 
außerdem jegliche Berechtigung fehlte, in 
unserem Namen öffentliche Erklärungen ab- 
zugeben. 

4. dass wir als Ergebnis der erreichten Übe- 
reinkunft durch den Bischof von Camilo Vi- 
al gebeten wurden, unseren Hungerstreik 
nach 66 Tagen abzubrechen. 

5. dass wir in Bezug auf diese Bitte das Fol- 
gende erklären: 

Jose Huenchunao Marinan, Juan Millalen 
Milla y Jaime Marileo Saravia brechen den 
Streik ab, aufgrund der starken Beeinträchti- 
gungen ihres Gesundheitszustands. 

Patricia Troncoso Robles y Hector Llaitul 
Carillanca werden den Hungerstreik solange 
fortsetzen, bis die Dialoggruppe tatsächlich 
zu Stande gekommen ist. 

6. dass wir zum Schluss alle Gemeinden 
und die Organisationen der autonomen Ma- 
puche Bewegung sowie die verschiedenen so- 
zialen und politischen Organisationen des 
chilenischen Volkes auf, die unsere Sache un- 
terstützen, wachsam zu bleiben und sich wei- 
ter einzusetzen für die Freiheit aller politi- 
schen Mapuche Gefangenen, für die Entmi- 


litarisierung der Konfliktzonen und für die 
Beendigung jeglicher Repression in den Ma- 
puche-Gemeinden. 

Patricia Troncoso Robles; Hector Llaitul Ca- 
rillanca; Jose Huenchunao Marinan; Jaime 
Marileo Saravia; Juan Millalen Milla 

17 December, 2007 


Presseerklärung aus dem Gefängnis 


von Angol von Jaime Marileo 
Dank an alle die sich mit den Streikenden so- 
lidarisiert und sie unterstützt haben 

1. Als politischer Mapuche Gefangener 
fühle ich mich sehr stolz angesichts der Mo- 
bilisierung, die wir erneut erreicht haben. Der 
Hungerstreik ist immer ein konstantes Mittel 
der politischen Gefangenen weltweit gewe- 
sen, um die eigenen Situation anzuklagen 
und daher entschloss ich mich, dieses Jahr 
zum dritten Mal zu dieser weitreichenden 
Kampfmassnahme. 

Allerdings hält mich meine körperliche 
Verfassung davon ab, dieses drastische Mit- 
tel weiter fortzusetzen, und daher habe ich 
am Freitag, den 14.Dezember nach 65 Tagen 
Streik diese Maßnahme abzubrechen. Ich er- 
laube mir dies, wenn die winzigen erreichten 
Erfolgen wie dem Verhandlungstisch, der ab 
dem heutigen Montag ins Leben eingerichtet 
werden soll, zwischen unseren Angehörigen, 
den RechtsanwältInnen, dem Innenministe- 
rium und dem Bischof Vial als Vermittler, die 
zwar keineswegs unsere Freilassung garan- 
tieren aber wenigstens irgendeine Art von 
Zugeständnissen bringen sollen. 

2. Aufgrund der vergangenen Erfahrungen 
möchte ich aber auch klar stellen, dass, wenn 
diese Dialoggruppe nicht zustande kommen 
sollte, werde ich sofort wieder in den Hun- 
gerstreik treten. Die Regierung hat sich durch 
den Minister Belisario Velasco zu gewissen 
Zugeständnissen verpflichtet. Und ich er- 
warte, dass sie dem auch nachkommt. 

3. All jenen, die sich mit unserer Mobili- 
sierung solidarisiert haben, möchte ich mei- 
nen großen Dank ausdrücken. Das Volk der 
Mapuche und der ChilenInnen, den Studen- 
tInnen, den sozialen Organisationen, der Zi- 
vilgesellschaft und all jene,, die mit großem 
Einsatz unsere Freiheit gefordert haben, be- 
zeuge ich meine große Hochachtung und 
meinen Dank. 

4. Zum Schuss möchte ich betonen, dass 
meine Situation als politischer Gefangener in 
keinster Weise meine Überzeugung und Be- 
teiligung schwächt. Im Gegenteil werde ich 
unter den Bedingungen eines Mapuches in 
der Gemeinde von Jose Guifion, der Region 
San Ramön, in der Region von Ercilla, im- 
mer für die Autonomie unseres Volkes kämp- 
fen. Außerdem bekräftige ich meine Mit- 
gliedschaft in der Koordination Arauco 
Malleco (CAM), die sich als wichtiger Teil des 
Kampfes des Mapuche Volkes behauptet hat 

Aus dem Gefängnis von Angol, 
Jaime Marileo Saravia 
18 December, 2007 


Mehr zu den Hintergründen unter www.po- 
litical-prisoners.net 


Rezension 

Vom Versuch, 
Ulrike Meinhof auf 
die Füße zu stellen 


Ron Augustin 


„In jeder Epoche muss versucht werden, die 

Überlieferung von neuem dem Konformis- 

mus abzugewinnen, der im Begriff steht, sie 
zu überwältigen.“ 

Walter Benjamin, Über den Begriff der 

Geschichte, 1940 

„Ich baue jetzt aus meiner Schreibmaschi- 

ne eine Axt.“ 
Ulrike Meinhof in einem Brief 
vom 3.4.1973 


Nach mehrfachen Ankündigungen ist sie 
nun endlich da, „die“ Biografie Ulrike 
Meinhofs von Jutta Ditfurth. Eine Erleich- 
terung nach dem ganzen Rummel zum 
dreißigsten Jahrestag des „Deutschen 
Herbstes“, auch wenn das Medienesta- 
blishment um Spiegel, Stern und Welt 
schon über sie hergefallen ist, bevor es auch 
nur etwas daraus gelesen hatte. 

Obwohl die Autorin es sich nicht leicht 
gemacht und an die 7000 Quellen durch- 
geackert hat, ist ihre Arbeit der schlichte 
Versuch, Ulrike Meinhof auf die Füße zu 
stellen. Es ist ihr gelungen, Ulrike Meinhofs 
Lebenslauf so darzustellen, dass vor allem 
junge Leser sich von ihrer Person und der 
Zeit, in der sie gelebt hat, ein besseres Bild 
machen können als aus dem, was bisher 
über „die Stimme der RAF“ veröffentlicht 
worden ist. Die Autorin hat weitgehend auf 
die in diesem Zusammenhang üblichen 
Deutungen und Bewertungen verzichtet, 
und widerlegt so manche Legenden, die von 
Bekannten und Verwandten über die Jahre 
gepflegt worden sind. So etwa, dass Ulrike 
Meinhof die Absicht gehabt hätte, ihre Kin- 
der in ein palästinensisches Flüchtlingsla- 
ger zu stecken. Oder, dass sie in der Ent- 
wicklung der RAF in etwas reingerutscht 
sei, das sie nicht selbst bestimmt bzw. mit- 
bestimmt habe. 

Die Biografie zeichnet Ulrike Meinhofs 
Werdegang zur engagierten Kommunistin, 
Journalistin und RAF-Gründerin in einer 
Zeitspanne (1934-1976), die von Faschis- 
mus, Krieg, Restauration, Kommunisten- 
verfolgung und Widerstand geprägt war. 
Schwierige Kinder- und Backfischjahre, 
Verlust der Eltern, die ersten Artikel in der 
Schulzeitung, Studium, Eintritt in SDS und 
KPD, Anti-Atomkongress, Artikel für „ar- 
gument“ und „konkret“, Chefredakteurin, 
Heirat, Kinder, APO, Rundfunk- und Fern- 
sehbeiträge, RAF, Gefangenschaft. Der Stil 
des Buches ist sachlich, aber spannend, oh- 
ne künstliche Distanz. An manchen Stellen 
entsteht der Eindruck, dass der immer noch 
umfangreiche Text aus Platzmangel dra- 
stisch gekürzt worden ist - so etwa am En- 


de des Kapitels „Grenzgängerin“ über die 
Periode Westberlin 1969, in der sich der 
Draht manchmal zu verlieren scheint. 

Ursprünglich sollte die Biografie „zahl- 
reiche Fotos“ enthalten. Von dem zuletzt 
versprochenen „8 Seiten s/w Bildteil“ ist 
aber nichts geblieben, wahrscheinlich weil 
das Buch den formellen Erben der Bild- 
rechte nicht gepasst hat. Das schöne Bild 
einer reifen ernsthaften Persönlichkeit, das 
für den Umschlag vorgesehen war, ist so- 
mit leider nicht benutzt worden. Auch die 
ominöse, nicht weiter erklärte Andeutung 
im Buch, Ulrike Meinhof „habe sich nicht 
trotz der Kinder scheiden lassen, sondern 
um sie zu schützen“, lässt vermuten, dass 
der Autorin da der Mund geschnürt wor- 
den ist, um juristischen Konsequenzen aus 
dem Weg zu gehen. Das könnte ebenfalls 
eine Erklärung dafür sein, dass Ulrike Mein- 
hof im letzten Teil der Biografie, zu ihrer 
Zeit in der RAF und im Gefängnis, so we- 
nig, selbst zu Wort kommt. 

Was ich jedenfalls vermisse in diesem 
Werk, ist eine Darstellung der Bedeutung 
Ulrike Meinhofs für die, die mit ihr in der 
Illegalität und in der Gefangenschaft 
gekämpft haben. Zwar kann keine Biogra- 
fie beanspruchen, ein genaues und kom- 
plettes Bild einer Person abzugeben. Es ist 
sicher nicht leicht, an authentische Infor- 
mationen zu kommen, insbesondere über 
die Zeit, in der die Privatperson Ulrike 
Meinhof Teil eines illegalen Kollektivs ge- 
worden war. In der gesamten Literatur zur 
RAF gibt es kaum Dokumente der Gruppe, 
die nicht zerstückelt, verfälscht, umgedeu- 
tet, übertrieben oder aus ihrem Zusam- 
menhang gerückt benutzt worden sind. Ei- 
ne kritische, politische und halbwegs um- 
fassende Geschichte der RAF, die auch die 
durchgehends verschütteten individuellen 
und kollektiven Lernprozesse in der Grup- 
pe vermittelt, steht bis jetzt aus. 

Umso mehr wäre es angebracht gewesen, 
sich auf die Primärquellen zu beschränken, 
Originaltexte heranzuziehen und glaubhaf- 
tere Zeugen aufzutreiben als die, die aus 
den drei Kapiteln über die RAF den 
schwächsten Teil dieser Biografie gemacht 
haben. Nicht nur mit vermeintlichen Dum- 
dum-Geschossen der RAF ist Jutta Ditfurth 
den von ihr selbst kritisierten Geschichtsk- 
litterungen auf den Leim gegangen. So wird 
Margrit Schiller zitiert zu Zeitabschnitten, 
die sie höchstens vom Hören-Sagen ken- 
nen kann, weil sie zu der Zeit im Gefäng- 
nis war. Und Peter Jürgen Boock, der nach- 
weislich an keinem Moment im Jahr 1972 
in der RAF war. Dass Manfred Grashof in 
einer chaotischen Schießerei die tödliche 
Kugel auf Kriminalhauptkommissar Hans 
Eckhardt abgefeuert hat, ist ebenso wenig 
bewiesen wie die von ihren Genossen be- 
strittene Teilnahme Ulrike Meinhofs am 
Anschlag auf das Springer-Hochhaus. Für 
die Kaufhausbrände im April 1968 wird als 
Grund wieder einmal das My Lai-Massaker 
angeführt, obgleich dieses erst im Novem- 
ber 1969 bekannt gemacht wurde. 
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Leider fehlt in diesem 
Buch auch nicht das Ditfur- 
thsche Steckenpferd - der 
Antisemitismus. Seitdem 
der jüdischen Gemeinschaft 
unter der Naziherrschaft ein 
Großteil ihrer linken, kom- 
munistischen und progres- 
siven Intellektuellen ge- 
nommen worden ist, muss 
der Antisemitismus-Vor- 
wurfimmer dann hinhalten, 
wenn eine durchaus breite 
unkritische Haltung zur Po- 
litik Israels tabuisiert und 
Kritik an diesem Staat ab- 
geschmettert werden soll. 
Der von Ulrike Meinhof ein- 
mal angestellte Vergleich 
Moshe Dayans mit Himm- 
ler, wenngleich in einem 
ganz bestimmten Zusam- 
menhang, mag überzogen 
gewesen sein, die Anspie- 
lung auf „antisemitische 
Ausfälle“ hätte diese Anti- 
faschistin und Internationa- 
listin aber berechtigterwei- 
se weit von sich gewiesen. 

Einen ersten Versuch, ei- 
nigen Wahrheiten über Ul- 
rike Meinhof näher zu kommen, hatte Ma- 
rio Krebs schon in 1988 unternommen. Sei- 
ne sicher nicht RAF-freundliche Biografie 
wurde nur unter der Bedingung veröffent- 
licht, dass ein Brief seines Herausgebers mit 
abgedruckt wurde, der sich „eine größere 
Distanz gewünscht“ hätte. Trotz ihrer wohl- 
bekannten Distanz zur RAF ist auch Jutta 
Ditfurth schon kritisiert worden, weil sie es 
überhaupt gewagt hat, Ulrike Meinhof zu 
thematisieren. Anscheinend muss jede in- 
haltliche Auseinandersetzung mit der Ge- 
schichte der RAF, die nicht von vornherein 
auf Denunziation aus ist, tabu bleiben. 
Schon deshalb soll diese Biografie gelesen 
werden! 


Jutta Ditfurth, Ulrike Meinhof. Die Biogra- 
phie, Ullstein, Berlin 2007. ISBN 978-3- 
550-08728-8. Geb. 480 S., EUR 22,90 


Anmerkungen: 

Ron Augustin, Niederländer, war seit 1971 
in der RAF organisiert und kannte Ulrike. 
Ron wurde am 23.07.1973 bei seiner Ein- 
reise in die Bundesrepublik im Zug festge- 
nommen. Verurteilt wurde er (Prozess 1975 
in Lüneburg) wegen Mitgliedschaft in der 
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Roten-Armee-Fraktion u.a. Er wurde zu 6 
Jahren Haft verurteilt. Des Weiteren erhielt 
er eine 6-monatige Beugehaft, die er we- 
gen Aussageverweigerung im Prozess ge- 
gen Andreas Baader, Gudrun Ensslin, Ul- 
rike Meinhof und Jan-Carl Raspe erhielt, 
plus weiterer Ordnungsstrafen aus seinem 
eigenen Prozess. 

Der Artikel erschien am 12.12. in der jun- 
gen Welt. 


Rezension von Thomas Meyer-Falk 
(z.Zt. JVA Bruchsal) 


Knast — zwei aktuelle 
Bücher 


Das Strafvollzug in den Medien meist nur 
Thema ist, wenn es zu einem Ausbruch oder 
einem ähnlichen Vorfall kommt, ist eine 
Binsenweisheit. Um so erfreulicher, dass 
sich in zwei aktuellen Büchern der Voll- 
zugsrealität angemessen und in lesenwer- 
ter Weise genähert wird. 


Einzelpreis : 1,55 Euro. Ein Jahresabonnement kostet 
29,90 Euro (Förderabonnement 33,20 Euro), Buchläden, 
Infoläden und sonstige Weiterverkäufer erhalten bei Be- 
stellung ab 3 Stück 30 % Rabatt. Bei Bestellung erhal- 
ten Sie eine Rechnung bzw. ein Formular für eine Ein- 
zugsvollmacht, die Sie uns bitte zurückschicken. Ver- 
lagskonto: Postbank Hamburg, BLZ 200 100 20, Konto- 
nummer: 25265-201. Gesamtherstellung: GNN Gesell- 
schaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenver- 


In „Türen ohne Klinke“ berichtet Harald 
Poschner aus der Sicht eines Langzeitge- 
fangenen über sein Leben. Dreißig seiner 
vierzig Lebensjahre befindet er sich in Hei- 
men und Gefängnissen; ohne Larmoyanz 
wird in Buch der Lebensweg eines Inhaf- 
tierten nachgezeichnet - und am Ende wun- 
dert der Leser sich nicht wirklich - , dass es 
„so“ hat enden müssen. 

Wegen Mordes wurde er zuletzt zu 14 1/2 
Jahren und anschließender Unterbringung 
in der Sicherungsverwahrung verurteilt. 
Wer aus der Innensicht eines Gefangenen, 
der für seine Gedichte auch schon den In- 
geborg Drewitz-Literaturpreis erhalten hat, 
den Lebensweg und auch die Realitäten 
hinter den Gefängnismauern kennen lernen 
möchte, dem sei dies sehr flüssig geschrie- 
bene Buch empfohlen. 

Gewissermaßen vom anderen Ende einer 
so genannten „kriminellen Karriere“ han- 
delt der im Konkret-Literaturverlag er- 
schienene Band „Pop Shop - Gespräche mit 
Jugendlichen in Haft“. 

Auf knapp 240 Seiten finden sich Fotos 
aus der JVA Köln und - wie schon der Ti- 
tel schon vermuten lässt - freimütige und 
offene Äußerungen von jugendlichen In- 
haftierten. Die Autorin und die Autoren ha- 
ben geschickter Weise die Interviews the- 
matisch sortiert, angefangen beim Thema 
„Verhaftung“, über „Zelle“, „Richter“, 
„Anwälte“, „Opfer“, „Freunde“, bis hin zu 
ihren Vorstellungen über das Leben nach 
der Haft, um nur eine kleinen Teil der Ka- 
pitel zu nennen. Erfreulich in diesem Zu- 
sammenhang ist, dass die auf Tonband auf- 
gezeichneten Gespräche in Gruppen statt- 
fanden, dass sich ein richtiggehender Dia- 
log ergab und man auch die Dynamik der 
Gespräche verfolgen kann. 

Wer noch Illusionen über die angeblich 
resozialisierende Wirkung von Strafvollzug 
hat, dürfte sie nach Lektüre dieses Buches, 
aber auch der Autobiogafie von Poschner, 
nicht mehr hegen. 


Biografische Angaben: 

Harald Poschner, „Türen ohne Klinke - Ein 
Totschläger erzählt seine Lebensgeschich- 
te”. Erschienen im Verlag Schwarzkopf & 
Schwarzkopf. ISBN 978-3-89602-756-6 
200 Seiten, 12.90 Euro 


Jünschke/Hauenstein/Ensslin, „Pop Shop - 
Gespräche mit Jugendlichen in Haft” 
Erschienen im Konkret Literatur Verlag 
ISBN 978-3-89458-254-8, 240 Seiten, 
16,00 Euro 


www.political-prisoners.net 


breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
Hamburg m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Ei- 
gentumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender 
mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzu- 
schicken. Redaktionsschluss für Nr. 333: So, 20.1.08 
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